
Aufruf an alle Linken in FFF
von Jona Everdeen, Februar 2024

Bei FFF, der mit Abstand größten Gruppe der deutschen Klimabewegung,
läuft wenig. Statt gegen die miserable Klimapolitik der Ampel auf die Straße
zu gehen stellen sich Luisa und Co. meist faktisch hinter diese, mit Verweis
darauf dass die Alternative ja noch schlimmer ist.  Dass diese Politik des
„kleineren Übels“ uns keinen Schritt nach vorne bringt sollte klar sein. Was
jedoch jüngst das größte Aufsehen erregte ist der offene Bruch zwischen FFF
DE  und  der  internationalen  Bewegung,  da  FFF  DE  lieber  hinter  dem
deutschen Staat als hinter Fridays for Future steht. Darum kommt hier unser
Vorschlag was linke Aktivist:innen innerhalb von FFF DE jetzt tun um der
Bewegung  neuen  Elan  zu  geben  und  den  Kampf  für  Klimagerechtigkeit
wieder aufzunehmen:

Klimagerechtigkeit  geht  nur
internationalistisch!
Die Führung von FFF DE distanzierte sich in letzter Zeit immer offener von
Greta  Thunberg,  die  die  Bewegung  einst  ins  Leben  rief.  Weil  sie  auf
Demonstrationen eine Keffiyeh trägt und sich aktiv dafür ausspricht, dass der
Kampf für Klimagerechtigkeit Freiheit für Palästina einschließen muss. Dabei
steht Greta nicht alleine, sie hat die komplette internationale Klimabewegung
auf ihrer Seite! Einzige Ausnahme: Deutschland (und teilweise Österreich).
Während in anderen Ländern wie Schweden, Frankreich oder Britannien die
Klimabewegung  ein  selbstverständlicher  Teil  der  massiven  pro-
palästinensischen Proteste ist, steht ihre Führung in Deutschland hinter der
„Staatsräson“,  also  Solidarität  mit  Israel.  Wie  bereits  bei  den  Protesten
gegen den Ukrainekrieg, wo es kaum Kritik an NATO und Aufrüstung gab,
stehen auch hier Luisa Nebauer, Carla Reemtsma, Annika Rittmann und Co.
auf der Seite des deutschen Staates. Auch dessen miserable Klimapolitik wird
immer weniger kritisiert, so lobte Luisa Neubauer gar Scholz‘ Auftreten auf
der jünsten Farce einer Klimakonferenz in Dubai!
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Statt  hinter  der  Außenpolitik  des  deutschen  Staates  muss  die
Klimabewegung  hinter  den  Unterdrückten  stehen!  Der  Kampf  um
Klimagerechtigkeit  muss international  geführt werden! Das bedeutet zum
Beispiel,  dass  wir  die  Kämpfe,  die  in  den  halbkolonialen  Ländern  des
Globalen Südens gegen den Umweltimperialismus geführt werden auch hier
in Deutschland als Teil unseres Kampfes sehen. Solange das deutsche Kapital
seine Produktion auf den räuberischen und zerstörerischen Ressourcenabbau
anderswo  stützt,  solange  internationale  Energiekonzerne  global  fossile
Brennstoffe  extrahieren,  solange  die  IDF  mit  deutschen  Waffen  die
Lebensgundlage der Palästineser:innen zerstört, wird auch ein neuer Radweg
in Berlin keine Kipppunkte aufhalten.  Wir brauchen auch in Deutschland
Solidaritätsstreiks  mit  internationalen  Kämpfen  und  wir  müssen  die
Verwicklungen  der  Bundesregierung  aufdecken  und  beenden!

Klimagerechtigkeit heißt Klassenkampf
Die letzten Jahre haben uns gelehrt, dass bloße Appele an „die Politik“ nichts
bewirken.  Um wirklich  Druck aufzubauen,  müssen wir  uns  an der  Basis
organisieren: in Schule, Uni und vor allem im Betrieb. Nur ein Generalstreik
ist  in  der Lage Klimagerechtigkeit  gegen die Interessen der Lobbys und
Konzerne, gegen den bürgerlichen Staat,  der in ihrem Interesse handelt,
durchzusetzen!

Die Kampagne „Wir fahren zusammen“, die versucht die Brücke zwischen
ÖPNV-Arbeiter:innen  und  der  Klimabewegung  zu  schlagen,  ist  dabei  ein
guter erster Schritt, darf aber nicht der letzte bleiben! Damit die „Allianz“
nicht  nur  am Schreibtisch  geschmiedet  wird,  sondern  auch  wirklich  mit
Leben gefüllt wird, ist es einerseits sehr richtig, dass FFF aktiv dazu aufruft,
mit den streikenden Beschäftigten auf die Straße zu gehen. Andererseits
könnte dies noch viel weitergehen, indem sich auch die Basisorgane einander
zuwenden.  Aktivistis  könnten  vor  Betriebsversammlungen  oder  bei
Betriebsgruppen sprechen, um Forderungen fürs Klima zu erklären, die in
den  Arbeitskampf  einbezogen  werden  sollten.  Und  umgekehrt  könnten
streikende Arbeiter:innen an Schulen eingeladen werden,  um über  ihren
Kampf  zu  berichten  und  die  Schüler:innen  zur  Solidarität  aufrufen.  Das



funktioniert natürlich am besten, wenn auch tatsächlich schon Basisgruppen
existieren,  kann  aber  ebenso  gut  als  Mittel  genutzt  werden,  diese
aufzubauen.

Ein weiterer sehr wichtiger Schritt wäre, nicht nur zu den Beschäftigten im
Nahverkehr,  sondern  auch  und  gerade  Brücken  zu  schlagen  zu  den
Arbeiter:innen,  die  in  klimaschädlichen  Bereichen  lohnabhängig  sind!  Es
muss  gezeigt  werden,  dass  anders  als  Konzernchefs  und  häufig  auch
Gewerkschaftsführungen behaupten, das Interesse an einer intakten Umwelt
sowie am Erhalt von Arbeitsplätzen kein Widerspruch sind, sondern Hand in
Hand gehen! Nur wenn die Arbeiter:innen die Produktion in ihren Betrieben
selber in die Hand nehmen, so wie es die Arbeiter:innen bei GKN in Florenz
taten, können sie ihre Arbeitsplätze sichern, indem sie die Produktion auf
Produkte umstellen, die in einer nachhaltigen Wirtschaft benötigt werden!
Nur eine demokratisch geplante Wirtschaft unter Kontrolle der Beschäftigten
ist  in  der  Lage  die  nötige  Transformation  durchzuführen!  Solange  die
Betriebe  in  Unternehmer:innenhand  sind,  müssen  die  Arbeiter:innen  bei
jeder Konjunkturkrise um ihre Anstellung fürchten. Organisieren wir unsere
Mitschüler:innen,  Kommiliton:innen  und  Arbeitskolleg:innen  für
Klimagerechtigkeit, für soziale Gerechtigkeit, für eine bessere Gesellschaft!

Für  die  Durchsetzung  bewegungsinterner
Demokratie!
Ein weitere Punkt, der FFF DE prägt und viele Aktivist:innen demoralisiert
hat, ist die nicht vorhandene interne Demokratie. Von dem, was sich FFF auf
die Fahne schreibt, eine basisdemokratische Graswurzelbewegung zu sein,
war bereits nach wenigen Monaten nicht mehr viel übrig. Öffentlich für die
Bewegung sprach nicht,  wer  dafür  von der  Bewegung bestimmt worden
wäre, sondern wer sich, wie Luisa Neubauer, erfolgreich in den medialen
Mittelpunkt stellen konnte. AGs die über zentrale Aspekte der politischen
Arbeit  und  Ausrichtung  von  FFF  ohne  Rücksprache  mit  der  Bewegung
entscheiden konnten basierten meist auf informellen Beziehungen und waren
häufig  sehr  stark  nach  außen abgegrenzt,  rein  kam nur,  wer  die  Leute
kannte. Diese Strukturen festigten sich über die Jahre nur noch weiter. Wer



intern diese Strukturen kritisierte und für eine andere Politik eintrat wurde
zuerst belächelt und wenn er dann weiter machte irgendwann aktiv bekämpft
so wie H. und unser Mitglied Jona Everdeen. Ausführendes Organ der FFF
internen Repression ist dabei die sogenannte „Sicherheits AG“, die in FFF,
die Aufgaben von VS, Polizei und Justiz in einem zu übernehmen scheint, und
unliebsame Stimmen auf  Basis  von  willkürlicher,  nicht  für  die  Mehrheit
einsehbarer  Gründe gerne mal  aus  Gruppen wirft.  Diese AG die  ähnlich
intransparent ist wie viele andere, war auch für den Unvereinbarkeitsantrag
gegen uns verantwortlich der zum größten Teil auf offenen Lügen basierte
die ohne weiteres hätten widerlegt werden können.

Wir schlagen vor, diesem undemokratischen und intransparenten Apparat
eine demokratische Bewegung entgegenzusetzen, in der zentrale Positionen
nicht  nur  gewählt,  sondern  auch  jederzeit  abwählbar  sind  und
Verantwortliche somit jederzeit rechenschaftspflichtig sind! Eine Bewegung,
in  der  die  demokratischen  Mehrheitsbeschlüsse  umgesetzt  werden  aber
gleichzeitig  auch  oppositionelle  Gruppen  jederzeit  das  Recht  haben  ihre
Meinung und ihre Positionen frei zu vertreten und auf Aktionen in Form von
Flyern, Fahnen, Transparenten etc. zum Ausdruck zu bringen!

Für  eine  Strategiekonferenz  der  gesamten
Klimabewegung!
Wir haben jetzt Punkte genannt die unserer Meinung nach zentrale Rollen in
der derzeitigen Krise der Klimabewegung spielen, jedoch können nicht wir
als kleine Jugendgruppe der deutschen Klimabewegung eine neue Strategie
geben.  Das  kann  sie  nur  selber!  Darum  rufen  wir  dazu  auf  eine
Strategiekonferenz  abzuhalten  an  der  alle  Teile  der  Klimabewegung
teilnehmen! Um dafür einen ersten Grundstein zu legen organisieren wir am
24.Februar  ein  Vernetzungstreffen  linker  und  internationalistischer
Klimagruppen  und  -aktivist:innen!  Dazu  wollen  wir  euch  alle  herzlich
einladen! Wenn ihr als Ortsgruppe Interesse an einer Veränderung von FFF
und der Klimabewegung in Deutschland habt rufen wir euch auf Deligierte zu
diesem Treffen zu schicken und auch wenn ihr als einzelne Aktivist:innen aus
einer grünennahen Ortsgruppe in linker Opposition steht seid ihr ebenfalls



aufgerufen  zu  kommen  und  euch  mit  anderen  linken  Aktivist:innen  zu
vernetzen!  Auch  Mitglieder  anderen  Klimaorganisationen  wie  Letzte
Generation, End Fossil  Occupy und Ende Gelände laden wir ein, an dem
Treffen teilzunehmen!

Die  Klimakatastrophe  eskaliert
und niemanden kümmerts
von Jona Everdeen, Juli 2023

Rhodos und Sizilien brennen
In den letzten Tagen erlangte die ehemalige Anti-FFF Parole der AfD „Darf
ich noch nach Kreta, Greta?“ eine bittere Ironie: Durch massive Waldbrände
auf  der  griechischen  Mittelmeerinsel  Rhodos  mussten  zahlreiche
Urlauber_Innen  evakuiert  werden  und  noch  ausstehende  Reisen  müssen
gecancelt werden. Dabei haben nicht, wie von Rechtspopulist_Innen immer
wieder behauptet, Klimaaktivist_Innen den Menschen ihren hart erarbeiteten
Urlaub versaut, sondern der Klimawandel. Während in Deutschland jedoch
die Folgen für Reisende in aller Munde sind, wird dabei gerne ignoriert, dass
die  Menschen  die  eigentlich  im Fokus  stehen  sollten,  die  über  100.000
Einwohner_Innen von Rhodos sind, die nicht einfach in den Flieger steigen
und zurück ins sichere Heimatland fliegen können, in dem es (noch) keine
schweren Waldbrände gibt.

Während auf  Rhodos der Tourismus dafür sorgt,  dass Medien zumindest
etwas berichten, wenn auch mit fragwürdigem Fokus, so fällt völlig unter den
Radar, dass es auch anderswo schwere Brände gibt, besonders dramatisch
auf Sizilien. Dort ist die Stadt Palermo von Brandherden umgeben, weite
Teile  des  Inselgebiets  sind  von  den  Bränden  betroffen.  Zwar  gelingt  es
inzwischen der Feuerwehr unter enormen Einsatz die Situation einigermaßen
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unter Kontrolle zu bekommen, die Gefahr ist aber sicher noch nicht gebannt
und viel Schaden ist bereits angerichtet.

Doch Rhodos und Sizilien sind nur die Spitze des Eisbergs, auch in anderen
Teilen  Südeuropas,  quasi  im  gesamten  Mittelmeerraum,  kommt  es  zu
kleineren  aber  ähnlichen  Waldbränden.

Die Ursache dafür ist klar: Durch die Erderwärmung wird es im Sommer am
Mittelmeer  heißer  und  vor  allem  trockener,  was  die  Gefahr  eines
Waldbrandes  massiv  erhöht,  wie  wir  es  ja  in  kleinerem  Maße  auch  in
Brandenburg beobachten können.    

Politik  schläft  nicht,  sie  steuert  bewusst
weiter
In Italien hatte sich die rechtspopulistische Regierungschefin Meloni zu den
Bränden  extrem zurückgehalten,  weder  Hilfe  im  angemessenen  Rahmen
wurde zur Verfügung gestellt, noch überhaupt größer Stellung bezogen.

Warum  Meloni  versucht,  das  Problem  möglichst  unter  den  Teppich  zu
kehren? Weil die Waldbrände eben direkte Folge der Klimakatastrophe sind.
Meloni,  die  ihren  Wahlkampf  als  Rechtspopulistin  auch  mit  massivem
Kleinreden  der  Klimakrise  gewonnen  hatte,  kann  das  natürlich  schwer
zugeben.  Gleichzeitig  kursieren auch,  wie bereits  während der schweren
Waldbrände in Australien im Winter 2019-20, Verschwörungstheorien, dass
in Wahrheit organisierte Brandstiftung und nicht der Klimawandel für das
Feuer verantwortlich seien.

Auch  wenn  die  Rechte  Meloni,  in  ihrer  Jugend  bekennende  Faschistin,
sicherlich  ein  besonders  drastisches  Beispiel  für  miese  Klimapolitik  ist,
vergleichbar hierzulande wohl  mit  einer AfD-Regierung,  ist  ihr  Verhalten
doch nicht die Ausnahme, sondern eigentlich die Regel: „Klimakatastrophe?
Weiter so!“

So beteiligen sich in Deutschland auch die Grünen, viele Jahre bekannt als
DIE Ökopartei, an dieser Politik. Im Angesicht großer Katastrophen stellen



sie  Kapitalinteressen,  seien  es  die  von  RWE  oder  der  deutschen
Automobilindustrie,  über  alles.  Anders  als  gerne  von  gemäßigten
Klimaaktivist_Innen suggeriert wird, schläft die Partei nicht bloß und müsse
endlich aufgeweckt werden, sondern  steuert bei vollem Bewusstsein weiter
in Richtung Abgrund.

Klimakiller Kapitalismus
Wichtig dabei zu beachten ist, so niederträchtig auch die Politik der rechten
Populist_Innen und der Verrat der Grünen an der Klimabewegung sind, dass
das  Problem  nicht  individuelle  Politiker_Innen  und  deren  korrupte
Machenschaften,  die  zweifelsohne  existieren,  sind,  sondern  dass  im
kapitalistischen System eine bürgerliche Regierung gar nicht anders kann,
als die Interessen des nationalen Kapitals an erste Stelle zu stellen. Wenn
Deutschland VW, BMW und Co.  zum Beispiel  verbieten würde,  SUVs zu
produzieren, dann würden diese im Vergleich zu anderen Konzernen einen
Wettbewerbsnachteil erleiden und entweder Marktmacht verlieren oder, was
am wahrscheinlichsten wäre, den Standort wechseln in ein Land mit weniger
Umweltauflagen, zum Beispiel in Melonis Italien. Das wiederum würde den
Standort  Deutschland,  und  somit  die  Macht  der  nationalen  Bourgeoisie,
massiv  schwächen  und  gegenüber  seiner  internationalen  Konkurrenz  ins
Hintertreffen  geraten  lassen,  etwas  dass  jede  bürgerliche  Regierung
unbedingt  verhindern  muss.

Klimaaktivismus – Lange nicht radikal genug!
Dieser politischen Realität, dass es im Kapitalismus gar nicht möglich ist,
effektiven Klimaschutz durchzusetzen,  dass die Konkurrenz der Konzerne
und der Staaten auf dem Weltmarkt das unmöglich macht und somit Appelle
an die bürgerliche Regierung und die Konzerne zwecklos sind,  steht  die
Klimabewegung bisher hilflos gegenüber.

Denn genau das war bisher die Taktik großer Teile der Bewegung, ob FFF
mit Demos oder die Letzte Generation mit Klebblockaden, man richtete sich
stets an die Politik und forderte diese auf, sich endlich der Gefahr bewusst zu
werden und entsprechend zu handeln.



Das Bewusstsein, dass man die Politik nicht „aufwecken“ kann, dass man
Klimagerechtigkeit  gegen  sie  und  das  hinter  ihr  stehende  Kapital
durchsetzen, erzwingen muss, kommt nur sehr langsam in der Bewegung an,
zu groß ist noch der Einfluss der Grünen vor allem auf die Führung von
Fridays for Future, die energisch versucht einen Linksruck der Bewegung zu
unterbinden.

Und selbst da wo man diese Notwendigkeit erkannt hat, gestaltet sich die
Umsetzung schwierig, so stehen auch die linken Teile der Klimabewegung, in
Deutschland  Ende  Gelände  und  End  Fossil:  Occupy!,  momentan  eher
perspektivlos da. Weder Massenaktionen zur Blockade fossiler Infrastruktur
noch  Besetzungen  von  Hörsälen  und  einigen  Schulen  konnten  bisher
nennenswerten politischen Druck erzeugen. Was es wirklich braucht für eine
Klimabewegung,  die  erfolgreich sein will,  die  wirklich Klimagerechtigkeit
erkämpfen will, ist der Streik. Der Streik in der Schule und in der Uni, aber
auch und vor allem im Betrieb. Denn nur wenn Arbeiter_Innen und Jugend an
einem  Strang  ziehen  und  die  kapitalistische  Produktion  zum  Erliegen
bringen, ist es möglich, Forderungen durchzusetzen und Klimagerechtigkeit
zu erkämpfen.

Unsere  Welt  retten  heißt  Kapitalismus
zerstören
Wir  dürfen  uns  keine  Illusionen  mehr  machen:  Es  ist  nötig,  das
kapitalistische  System  vollständig  zu  überwinden.  Reformieren,  in
ökologische Form transformieren, wie es die bürgerliche grünen-nahe FFF-
Führung will, lässt es sich nicht.

Was es stattdessen braucht, ist ein gänzlich anderes Wirtschaftssystem, ein
System  in  dem  nicht  Konzernchef_Innen  und  Aktionär_Innen  darüber
entscheiden was wie produziert wird, sondern Arbeiter_Innen demokratisch
in  Räten.  Ein  System,  in  dem nicht  ein  ominöser  Markt  die  Wirtschaft
beherrscht, sondern ein konkreter demokratisch beschlossener Plan, dessen
Zielsetzung die Bedürfnisbefriedigung der Menschen, und somit auch die des
Bedürfnisses auf intakte Lebensgrundlagen ist und nicht der Profit.



Um  diese  Gesellschaft  zu  erreichen  ist  es  nötig  mittels  Streiks  die
Verstaatlichung der Schlüsselindustrien, des Energie-, Verkehrs-, Bausektor,
etc.  unter  Arbeiter_Innenkontrolle  zu  erkämpfen.  Es  ist  nötig,  dass
Arbeiter_Innen  und  Jugendliche  sich  in  Räten  zusammenschließen,  nicht
durch  Zufall  bestimmt,  wie  es  manche  Klimaorgas  fordern,  sondern
demokratisch legitimiert, und den Prozess einer ökologischen Transformation
der Wirtschaft bewusst in ihre Hände nehmen.

Die ersten Schritte  dahin müssen sein,  dass wir  als  Klimabewegung uns
zusammensetzen um konkrete Strategien und Taktiken zu besprechen und
diese  dann  durchzuführen,  dass  wir  uns  mit  den  Arbeiter_Innen  in  den
Betrieben  vernetzen  und  die  Grundlage  für  einen  gemeinsamen  Kampf
schaffen. Das müssen wir nicht nur in Deutschland tun, sondern in jedem
Land.

Nur  so  kann  es  uns  gelingen,  das  Ruder  doch  noch  rumzureißen,  die
gröbsten Katastrophen zu verhindern und dabei nicht nur unsere Zukunft zu
retten, sondern uns dabei auch noch eine bessere Zukunft für alle Menschen
zu erkämpfen,  in der nicht mehr das kapitalistische Elend,  vor allem im
Globalen  Süden,  vorherrscht  sondern  ein  System  der  globalen
Gerechtigkeit.     

Wir fordern:

Für eine schnelle Energiewende! Weg vom Individualverkehr, rauf
auf die Schiene! Kostenloser ÖPNV für alle!

Enteignung  und  Umbau  der  umweltschädlichen  Industrie  unter
Kontrolle der Arbeiter_Innenklasse!

Kostenlose  Umschulungsprogramme  für  die  Beschäftigten  in
nachhaltigen Technologien!



Interview  zu  Klimaaktivismus
mit  Cosmo,  Aktivistin bei  „End
Fossil“  Göttingen  und  der
„Letzten Generation“
Spätestens  nach  der  letzten  Razzia  bei  der  „Letzten  Generation“  und
Beschlagnahmung  der  Spendenkonten  sowie  dem  drohenden
Organisationsverbot durch den §129 sollte uns bewusst sein, dass der Angriff
gegen Klimaaktivismus in die nächste Runde geht.

Gegen  die  Aufweichung  des
Klimaschutzgesetzes! Gegen die
Angriffe der Ampel!
Eigentlich ist die Ampel- und selbsternannte Fortschrittskoalition mit hohen
Zielen gestartet: Alles soll sozialer, freier und vor allem ökologischer werden.
Der kapitalistische Krisenbetrieb und die inneren Widersprüche der Koalition
haben diese Versprechungen eine nach der anderen aufgefressen. Anstatt 
die notwendigen Schritte im Klimaschutz zu gehen, wurde nun der nächste
Verrat  durch  das  Kabinett  beschlossen:  Das  Klimaschutzgesetz  soll  nun
aufgeweicht  werden  und  damit  hinter  dem zurückfallen,  was  die  Große
Koalition  unter  Merkel  2021  beschlossen  hat.  Richtigerweise  läuft  die
Klimabewegung dagegen Sturm und ist vor allem von den Grünen schwer
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enttäuscht.

Doch wie  kommt die  Ampel-Koalition  auf  diese  Idee?  Welche  Interessen
stehen da dahinter? Und wie können wir als Klimabewegung das effektiv
verhindern?

Zum Klimaschutzgesetz selbst

Das erste Bundes-Klimaschutzgesetz wurde im Fridays-For-Future-Jahr 2019
beschlossen.  Grundsätzlich  ist  die  Idee,  die  Vorgaben  vom  Pariser
Klimaabkommen umzusetzen, die jedem unterschreibenden Staat eine Menge
CO2  zuschreibt,  um  noch  das  1,5°-Ziel  zu  erreichen.  Dabei  kriegen  in
Deutschland einzelne Sektoren konkrete jährliche Emissionsmengen, die sie
einzuhalten  haben.  Falls  diese  nicht  eingehalten  werden,  haben  die
Minister_Innen dieser Sektoren ein Sofortprogramm vorzulegen, wie diese
Verfehlung ausgeglichen werden soll.  Dabei  gibt es 6 Sektoren: Energie,
Industrie, Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft und Abfall.

Direkt zur Einführung gab es dabei viel Kritik von der Umweltbewegung,
denn  die  konkreten  Vorgaben  waren  deutlich  zu  lasch  und  haben  viel
Emissionsminderung  auf  nach  2030  verschoben.  Das  hat  auch  das
Bundesverfassungsgericht  2021  beschlossen  auf  Grundlage  des  Rechts
zukünftiger  Generationen,  nicht  wegen heutigen Nachlässigkeiten heftige
Einschränkungen in Lebensqualität und Freiheit zu erleiden. Wenige Wochen
später wurde das Gesetz also etwas nachgeschärft.

Seitdem haben immer wieder die Sektoren Gebäude und Verkehr die viel zu
laschen  Ziele  verfehlt.  Die  vorgelegten  Sofortprogramme  wurden  vom
eingesetzten Expert_Innenrat als zu schwach analysiert und auch dann nicht
umgesetzt. „Na gut“, könnte man jetzt denken, „dann muss doch das Gesetz
noch weiter verschärft werden? Oder der Klimakanzler Scholz persönlich ein
Machtwort sprechen?“. Weit gefehlt.  Die Antwort der Ampel ist es,  dann
einfach das Gesetz wieder zu lockern: Die Sektorenziele sollen abgeschafft
werden und stattdessen nur noch der allgemeine CO2-Ausstoß wirklich klar
überprüft  werden.  Dadurch  können  sich  die  Sektoren  gegenseitig
ausgleichen, wobei man davon ausgehen kann, dass das eher dazu führen



wird,  dass  der  insgesamte  Ausstoß  dadurch  ausgeschöpft  wird  und  die
Emissionen höher bleiben, als sie müssten. Außerdem fällt auch die Pflicht
von Sofortprogrammen weg und man geht eher von vagen Vermutungen zur
zukünftigen  Einsparung  aus  als  die  vergangenen  konkreten  Ausstöße  zu
betrachten.

Was steht dahinter?

Bundesklimaminister  Robert  Habeck,  der die Gesetzesänderung vorgelegt
hat, legitimiert das damit, dass sich ja an das Gesetz eh „keine Sau“ gehalten
hat und in manchen Sektoren der Wandel  nun mal langsamer sei  als  in
anderen.  Besonders  freuen  dürfte  sich  Volker  Wissing.  Als  FDP-
Verkehrsminister  hat  er  sich  gegen  jegliche  Einschränkungen  oder
Steuererhöhungen geweigert und redet ständig von „Technologieoffenheit“,
also dass Wasserstoff- und E-Autos nun mal etwas bräuchten, bis sie sich
wirklich durchsetzen und man sonst ja nichts machen könnte.  Deswegen
bräuchte  der  Verkehrssektor  nur  mehr  Zeit.  Doch das  ist  glatt  gelogen:
Tempolimit,  sofortiger  Autobahnbaustopp  und  ein  dauerhaft  kostenloser
öffentlicher Nah- und Fernverkehr könnten auf der Stelle eingeführt werden.

Dazu  kommt  noch  ein  anderer  Hintergrund:  Die  Debatten  rund  um das
Gebäudeenergiegesetz, auch genannt Heizungsgesetz. Denn man kann dieses
verstehen  als  ein  Programm  zur  Senkung  von  CO2-Ausstoß  im
Gebäudesektor. An sich geht die Initiative in Ordnung, dass Gebäude bei
Neubau oder Sanierungen ordentlich gedämmt werden und die Wärme nicht
auf fossilen Energien beruht. Das große Problem ist hier die Finanzierung,
denn unabhängig vom sozialen Hintergrund werden alle gleich unterstützt.
Jedoch: Die Rechten und vor Allem die Regierungspartei FDP wollten das
gesamte Gesetz  verhindern und haben Panik verbreitet,  dass  den armen
Deutschen nun massenhaft die Öl- und Gas-Heizungen aus der Wand gerissen
würden.

Um sich solche Programme in Zukunft  zu sparen und die FDP ruhig zu
stellen, wird nun das Klimaschutzgesetz abgeschwächt. Die FDP hat sich mal
wieder als  Vertreterin  des Kapitals  in  der  Regierung dargestellt  und als
kleinste Kraft ihren Willen bekommen, vor allem weil SPD und Grüne selbst



die Grundrichtung fahren, fortschrittliche Ziele im Zweifel für die Interessen
des deutschen Kapitals zurückzustellen.

Umweltimperialismus

Da kommt noch die Frage auf: Warum sind es gerade die beiden Sektoren
Gebäude und Verkehr, die ständig ihre Ziele verfehlen? Es gibt dabei einen
Zusammenhang  zum  Umweltimperialismus,  also  die  internationale
Arbeitsteilung, in der dreckige und arbeitsintensive Arbeitsschritte in die
Halbkolonien  ausgelagert  werden,  während  die  sauberen  und
hochtechnologischen  Branchen  in  den  imperialistischen  Zentren  bleiben.
Dies hilft auch den Emissionsstatistiken in Deutschland, denn das CO2 wird
dann  in  den  Fabriken  im  Ausland  ausgestoßen  und  kommt  auf  deren
Rechnung, während die Profite bei den deutschen Konzernen landen.

Doch offensichtlich klappt das nicht bei jedem Sektor. Gebäude müssen nun
mal hier gebaut und geheizt werden und der deutsche Verkehr kann auch
nur schwer im Ausland fahren. Dadurch fällt es diesen Sektoren besonders
schwer, durch solche Tricksereien ihre Statistiken aufzupolieren. Wenn das
Klimaschutzgesetz nun so abgeändert wird, kann das umgangen werden.

Was braucht es?

Klar muss uns sein, dass das Klimaschutzgesetz von Anfang an unzureichend
war:  National  begrenzt,  viel  zu  lasch,  keine  wirklich  unmittelbaren
Verpflichtungen  für  die  Ministerien  und  das  alles  bei  Beibehaltung  der
marktwirtschaftlichen  Ordnung.  Selbstverständlich  muss  so  ein  Gesetz
scheitern und es ist erfrischend ehrlich, dass das Habeck auch so zugibt und
damit zeigt, dass der bürgerliche Klimaschutz am Ende seiner Ideen ist.

Statt  einfache  gesetzliche  Rahmenverschiebungen  brauchen  wir  eine
Verschiebung in der Kontrolle der Produktion! Durch Streiks, Enteignung
und  rätedemokratische  Kontrolle  in  den  umweltschädlichen  Betrieben
können wir die notwendigen Schritte unmittelbar umsetzen und auch dafür
sorgen, dass die gleichen Umweltsünden nicht einfach im Ausland begangen
werden und die Arbeiter_Innen und Unterdrückten nicht doch wieder die
sind, die darunter zu leiden haben. Deswegen muss die Umweltbewegung



den  Anschluss  an  die  Arbeiter_Innen,  deren  Gewerkschaften  und
Arbeitskämpfe  suchen  und  offensiv  gegen  die  sozialen  und  ökologischen
Angriffe der Ampel vorgehen!

Wir fordern deshalb:

Verschärfung und nicht Aufweichung des Klimaschutzgesetzes! Die
Regierung muss sich an das Pariser  Klimaabkommen halten oder
abdanken!
Für eine schnelle Energiewende! Weg vom Individualverkehr, rauf
auf die Schiene! Kostenloser ÖPNV für alle!
Enteignung  und  Umbau  der  umweltschädlichen  Industrie  unter
Kontrolle der Arbeiter_Innenklasse!
Kostenlose  Umschulungsprogramme  für  die  Beschäftigten  in
nachhaltigen Technologien!

EndFossil:Occupy  –  Besetzen
gegen die Klimakrise!
Von Lia Malinovski, Mai 2023

Seit dem 2. Mai sind deutschlandweit mehrere Besetzungen an Schulen und
Unis  im Gange oder  geplant.  In  Berlin  startete  End Fossil:  Occupy!  am
Dienstag, den 2. Mai, der Emil Fischer Hörsaal der Humboldt Universität
wurde besetzt! Mittlerweile wurde sich dort entschlossen, die Besetzung zu
beenden. In Hamburg begann die Besetzung des Hörsaals am Von-Melle-Park
9 (VMP9) der Universität  Hamburg am Mittwoch und hält  bis  heute an.
Seitens des Präsidiums der Uni war die Besetzung zunächst bis Montag den
8.  Mai  geduldet.  Wie  lange  die  Besetzung  nun  noch  durchhält,  ist  von
mehreren Faktoren abhängig. Darunter die Motivation der Besetzenden und
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deren Errungenschaften. Die aktuelle Besetzungswelle ist aber nicht nur in
Deutschland,  sondern  international:  Neben  Besetzungen  in  Spanien  und
Italien finden auch Aktionen in Portugal und Tschechien statt.

EndFossil:  Occupy! (EFO) wirft mit seinen Besetzungen erneut die Frage
nach  der  Strategie  und  der  Neuaufstellung  der  Umweltbewegung  in
Deutschland und international auf. Mit Antikapitalismus und der Aktionsform
der  Besetzung  sollen  neue  Gruppen  angesprochen  werden  und  die
Stagnation  der  Umweltbewegung,  die  sich  besonders  an  FFF  zeigt,
überwunden werden. Damit ist EFO nicht alleine: Ende Gelände, Extinction
Rebellion oder die Letzte Generation versuchen das ebenfalls, jeweils ihre
andere Art und Weise und mal mehr,  mal weniger erfolgreich.  Alle EFO
haben aber  eine Problematik  gemeinsam: Obwohl  in  Teilen ein  gewisser
Antikapitalismus vertreten ist, gibt es keine Perspektive zur Überwindung
des  Kapitalismus.  Es  wird  an  die  Politik  appelliert  oder  schlicht  zur
Organisierung und „Überwindung der Verhältnisse“ aufgerufen, ohne dabei
ein klares Ziel oder Weg dorthin zu formulieren. Um das zu verdeutlichen,
wollen  wir  hier  auf  einige  Forderungen  von  EFO Bundesweit  eingehen:
„Energieproduktion vergesellschaften!“. Im Erklärungstext zu der Forderung
sieht EFO, dass die Konzerne den kurzfristigen Profit an erster Stelle sieht,
auch wenn dabei die Lebensgrundlagen der Menschheit zerstört werden.

Sie  erkennen richtig,  dass  die  Produktion  in  den  Händen von  einzelnen
Konzernen und deren Bossen nicht im Interesse der Mehrheit, besonders der
Arbeiter_Innen ist. Aber geht es darum, das zu verändern, schließen sie sich
der Forderung „RWE&Co. Enteignen“ an.  Dabei  ersetzen sie den Begriff
Enteignung  durch  Vergesellschaftung,  klären  aber  nicht  die  Frage  der
Kontrolle. In den Händen des Staates wird die Energieproduktion nicht im
Interesse der Mehrheit, dem Proletariat, organisiert, sondern zur Sicherung
der Profite anderer Wirtschaftsbranchen, siehe hier Vattenfall. Damit ist es
auch  keine  Forderung,  die  im Interesse  der  Umweltbewegung ist:  Denn
Profite  für  wenige  gehen  immer  auf  Kosten  der  Mehrheit,  ohne
Rücksichtnahme auf die Umwelt. Die Forderung muss also durch die Frage
der Kontrolle über die (Energie) Produktion ergänzt werden. Wir schlagen
hier vor, dass Konzerne wie RWE und Co unter demokratische Kontrolle der



Beschäftigten  enteignet  wird,  realisiert  durch  die  Organisierung  der
Arbeiter_Innen  in  Betriebskomitees.

Auch wenn wir  Kritik  an  den Forderungen haben,  die  nicht  weit  genug
gehen, sind sie ein großer Schritt in die richtige Richtung: Denn während
FFF und die  Letzte  Generation an die  Politik  auffordern,  geht  EFO den
Schritt weiter zu sagen,, dass reines Appellieren nicht reicht! Sie machen
deutlich,  dass  es  Selbstorganisierung  braucht  in  Form  von  Streiks  und
Besetzungen, an Schulen und Unis und langfristig auch im Betrieb!

Wie  muss  es  mit  den  Besetzungen
weitergehen?
Die  Berliner  Besetzung  hat  sich  mittlerweile  aufgelöst,  die  Hamburger
Besetzung geht in die Verhandlungen und Besetzungen in anderen Städten
beginnen  erst  jetzt.  Optimalerweise  hätten  sich  die  Städte  konsequent
abgesprochen sollen, dass alle Besetzungen gleichzeitig starten, aber das ist
bei  einer  jungen  Bewegung  nicht  immer  leicht.  Es  hätte  jedoch  eine
bundesweite Planung gebraucht, die das gesamte Geschehen koordiniert und
in Verhandlungen nicht  nur als  absprechende Position,  sondern auch als
leitende fungiert. Damit könnte die Einhaltung der Forderungen kontrolliert,
und die Aufmerksamkeit für die Besetzungen entscheidend erhöht werden.

Für die Berliner Besetzung gilt einerseits, dass sich das Bündnis ausweiten
sollte und auf erneute Besetzungen vorbereiten muss, bis die Forderungen
erfüllt sind. Für Hamburg und die jetzt Startenden gilt andererseits, dass sie
sich vor der Uni nicht klein machen dürfen, sondern auf ihren Forderungen
beharren  müssen!  Aber  sie  müssen  sich  auch  mit  den  studentisch
Beschäftigten vereinen, denn wenn die anstehenden Streiks noch mit den
Besetzungen verbunden werden, kann die Uni nicht länger wegsehen oder
die Besetzung isolieren! So können die Verhandlungen rund um TV Stud eine
Möglichkeit sein sich aktiv mit den Beschäftigten, zunächst denen an der
eigenen  Uni,  zu  solidarisieren  und  gemeinsam  zu  kämpfen!  Deren
Forderungen durch Besetzungen zu untermauern und sie  gleichzeitig  als
Verbündete im Kampf für Klimagerechtigkeit zu gewinnen! Außerdem ist es



zentral sich auch mit Arbeiter_innen aus anderen Bereichen in Verbindung zu
setzen, wie es zwischen den ÖPNV-Streikenden und linken Ortsgruppen von
Fridays  for  Future  bereits  geschehen ist!  Denn nur  gemeinsam mit  den
Arbeiter_innen ist  es  möglich die  Kraft  zu erlangen,  die  es  braucht,  um
Klimagerechtigkeit durchzusetzen!

Richtigerweise  fordert  EFO  auch  einen  Klimageneralstreik.  Streiks  und
Besetzungen müssen bis zu einem Generalstreik geführt werden, der die
Macht des fossilen Kapitalismus bricht und eine ökologische Transformation
unter Kontrolle der Arbeiter_innen und Jugendlichen ermöglicht!

Warum  muss  die
Umweltbewegung  international
sein?
Von Felix Ruga, aus der REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Die Klimakrise betrifft uns zwar alle, aber manche Menschen leiden stärker
unter ihren Folgen als andere. Schon das durch das Pariser Klimaabkommen
gesetzte Klimaziel von höchstens 1,5° Erderwärmung wird die verletzlichen
Bevölkerungen überproportional stark treffen. Die Hauptsymptome dessen
dürften  sein:  Unsichere  Nahrungsmittelversorgung,  höhere
Lebensmittelpreise,  Einkommensverluste,  negative  Auswirkungen  auf  die
Gesundheit  und  Vertreibung  von  ihrem  Zuhause,  zum  Beispiel  durch
Wetterextreme  oder  sich  ausbreitende  Wüsten.

Das  kommt  nicht  nur  durch  die  klimatischen  und  geographischen
Verhältnisse  am  Wohnort  selbst,  wodurch  zum  Beispiel  in  einigen
afrikanischen Ländern der Ertrag von Mais, Weizen und Hirse jetzt schon
sinkt, während der Großteil des „globalen Nordens“ weniger betroffen ist.
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Sondern es geht auch darum, wie viel Einkommen man innerhalb der Länder
hat: Arme Menschen sind besonders verletzlich, da diese einen Großteil ihres
Geldes  für  Essen  ausgeben  und  bei  Ernteausfällen  nicht  die  steigenden
Preise mittragen können.

Außerdem  fehlt  ein  finanzieller  Puffer,  um  nach  Naturkatastrophen  wie
Überschwemmungen die zerstörte Lebensgrundlage zu erneuern. Sowieso
hat  dann  wohl  auch  schon  vorher  das  Geld  gefehlt,  um  wie  reichere
Menschen ihr Haus abzusichern, zum Beispiel durch eine stabile Bauart oder
Wasserablaufsystemen.

Gleichzeitig haben wir aber den Punkt, dass die Menschen, die am stärksten
unter  dem  Klimawandel  leiden,  ihn  nicht  verursacht  haben.  Eine  sehr
beeindruckende  Zahl:  Die  gesamten  CO2-Emissionen  seit  der
Industrialisierung. Im Zeitraum von 1751 bis 2018 haben die USA und die EU
zusammen etwa die Hälfte der globalen CO2-Emissionen verursacht – China
etwa 13 Prozent, Afrika und Südamerika je rund 3 Prozent.

Solche Statistiken zum CO2-Ausstoß sind zwar heftig, aber letztendlich auch
nicht so unendlich aussagestark: Wir leben nämlich in einer international
verbundenen Welt.  Wo das CO2 emittiert wird, sagt nur indirekt, welche
Konzerne letztendlich von diesem CO2 profitieren und wohin das Geld fließt.
Hierfür könnte ein Begriff nützlich sein: Der Umweltimperialismus.

Was heißt Umweltimperialismus?
Im marxistischen Sinne spricht man beim Begriff „Imperialismus“ von einem
kapitalistischen Stadium, in dem sich das Weltsystem befindet. Es geht dabei
nicht um eine bestimmte ausbeuterische Politik, sondern muss wirklich als
weltweites System begriffen werden. Dieses zeichnet vor allem aus, dass in
wichtigen Sektoren keine wirklich freie Konkurrenz mehr herrscht, sondern
die früher kleinen Betriebe immer weitergewachsen sind und immer mehr
ihre  Konkurrenz  aufgefressen  haben,  sodass  jetzt  große  multinationale
Konzerne wie  Google,  Nestle  oder  Volkswagen ihre  Märkte  kontrollieren
können.  Diese  sind  beheimatet  in  den  sogenannten  „imperialistischen
Zentren“, zu denen Deutschland gehört, aber auch die USA, China, Russland



und so weiter. Die Welt ist mehr oder weniger unter diesen Ländern und
Konzernen aufgeteilt und wird von diesen ausgebeutet. Es gibt heute kein
Land mehr, was nicht in dieses System aus Ausbeutung und Ausgebeutetsein
eingebunden ist. Wie diese Ausbeutung konkret aussieht?

Zum einen besteht die moderne Abhängigkeit zwischen Ländern vor allem in
einer Schuldknechtschaft. Arme Länder sind wirtschaftlich so abhängig von
Krediten,  dass  diese  sich  den  Wünschen  der  Imperialist_Innen,  oder
vermittelt über den IWF, nicht entgegenstellen können. Außerdem werden
sie auch durch die billigen Produkte und das patentierte Wissen aus der
Industrie in den Zentren abhängig gemacht. Man bezeichnet diese Länder als
Halbkolonien,  weil  sie  wirtschaftlich  abhängig,  aber  politisch-formal
unabhängig  sind.

Zum anderen findet die Ausbeutung im sogenannten „Ungleichen Tausch“
statt:  Die  Einführung von technologischen Fortschritten führt  dazu,  dass
Arbeitskraft „effizienter“ eingesetzt wird, sodass Massenprodukte deutlich
billiger werden müssten. Die abhängigen Länder werden jedoch auf einem
technologischen Stand gehalten, in dem die Arbeitskraft nicht so effizient
eingesetzt wird, wie es in den Zentren möglich ist. Deswegen kommt es zum
ungleichen  Tausch:  Die  abhängigen  Länder  zahlen  höhere  Preise  und
bekommen  weniger  Einkommen,  müssen  also  viel  mehr  Arbeitskraft
aufwenden.  Dies  manifestiert  wiederum  die  technologische
Rückschrittlichkeit.

Der  ungleiche Tausch führt  dazu,  dass  eine internationale  Arbeitsteilung
entsteht, nämlich dass die automatisierbaren und lukrativen Tätigkeiten in
den imperialistischen Zentren bleiben, während die arbeitsintensiven und
unlukrativen Tätigkeiten in die abhängigen Länder ausgelagert werden. Und
diese Tätigkeiten sind meist auch jene, die besonders großen ökologischen
Schaden  anrichten.  So  braucht  die  Produktion  von  Rohstoffen,  wie  im
Bergbau oder in der Agrarwirtschaft, viel Platz und vergiftet die Umwelt.

Außerdem kann  in  den  imperialistischen  Ländern  das  politische  System
durch die Extraprofite stabilisiert werden. So können negative ökologische
Folgen in andere Länder verlagert werden, also auch besonders dreckige



Industrie. Anstatt hier werden in den Halbkolonien werden dann Rohstoffe
geplündert,  Landstriche  und  Wasserressourcen  zerstört,  Bevölkerungen
entwurzelt,  Wälder  gerodet.  Dies  dann  als  grüne  Errungenschaften  zu
verkaufen,  ist  mittlerweile  das  grüne  Hauptgeschäft  der  herrschenden
Politik. Dass dann im Ausland im Interesse von deutschen Konzernen die
Umwelt  zerstört  wird,  sei  dann weder  Verantwortung noch Problem der
deutschen Regierung.

Ein recht bekanntes Beispiel dafür ist die Herstellung von E-Fahrzeugen. In
Südamerika wird Lithium abgebaut, indem die Vorkommen unter der Erde
mit dem ohnehin knappen Wasser unterspült werden und danach in riesigen
Salinen verdampfen.  Hierfür wird haufenweise Wasser gestohlen und die
dortigen  Indigenen  verjagt,  wenn  sie  wegen  des  Wassermangels  nicht
ohnehin schon ihren Lebensunterhalt verloren haben. Mit diesem Lithium
werden die Lithium-Ionen-Akkus für E-Autos und Co. hergestellt. Gleichzeitig
werden in Deutschland die sauberen, angenehmen und lukrativen Tätigkeiten
ausgeführt: Der Entwurf, der Zusammenbau aus den Einzelteilen und der
Verkauf.  Und  der  geringere  CO2-Ausstoß  wird  dabei  durch  andere
ökologische  Zerstörung  erkauft.

Und die Arbeitsteilung hat ein weiteres Problem: Rohstoffe und halbfertige
Produkte  werden  ständig  über  die  ganze  Welt  transportiert,  um  die
vorteilhaften  Arbeits-  und  Steuerverhältnisse  der  einzelnen  Länder
auszunutzen.  Sinnvolle  Produktionsketten  sehen  anders  aus.

Der Kampf muss international sein!
Was  man  am besten  versteht,  wenn  man  es  umdreht:  Was  würde  also
passieren, wenn wir unseren Kampf auf Deutschland oder zumindest die EU
isolieren? Zum einen würden wir  dabei  den Kontakt  zu den Betroffenen
verlieren, die jetzt schon davon gebeutelt sind. Also die Armen in den Slums
der großen Städte, die geknechteten Kleinbäuer_Innen, die geschundenen
Arbeiter_Innen  in  den  Rohstoffunternehmen,  die  Massen  an
Klimaflüchtlingen.  In  ihnen  steckt  ein  sehr  großes  Potenzial,  militanten
Widerstand gegen den Umweltimperialismus zu leisten.



Diese brauchen wiederum auch uns, denn in den Zentren sitzen ja die großen
Unternehmen, die diese Abhängigkeiten ausnutzen und aus den betroffenen
Ländern  viel  schwerer  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  können.  Zum
anderen würden wir unserer herrschenden Klasse die Möglichkeit lassen,
sich der Verantwortung zu entziehen. Wir hätten nichts gewonnen, wenn
beispielsweise Deutschland klimaneutral wäre, weil alle CO2-Schleudern ins
Ausland  verlegt  wurden.  Dem  Klimawandel  und  vielen  anderen
Umweltzerstörungen  ist  es  ja  gerade  eigen,  dass  die  ganze  Welt  davon
betroffen ist.

Und deswegen müssen wir eben auch eine weltweite Antwort darauf finden
und eine Alternative zum Kapitalismus eröffnen:

Entschädigungslose Enteignung unter Arbeiter_Innenkontrolle aller
Unternehmen, die sich weigern auf umweltschonende Technologie
umzusteigen,  sowohl  „daheim“  als  auch  in  ihren  Liefer-  und
Produktionsketten!  Diese  müssen  offengelegt  werden!
Internationale  patent-  und konkurrenzfreie  Forschung!  Zugang zu
Erkenntnissen für alle!
Ende der Patente auf Saatgut und Technologien!
Schuldenschnitt für den globalen Süden!
Für eine klassenkämpferische und internationale Umweltbewegung!

Tag  X  im  Heibo  wurde
ausgerufen,  Solidarität  mit  der
Waldbesetzung!
von Jona Everdeen, Februar 2023
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Nachdem bereits  kurz  nach  Lützerath  mit  dem Fechenheimer  Wald  die
nächste  Besetzung  geräumt  wurde,  begann  nun  nach  wochenlanger
Unsicherheit auch im Heibo die Räumung, Hundertschaften stürmten in den
Morgenstunden den Wald und umstellten die Baumhäuser. Einige Menschen
wurden schon Bi- und Tripods geräumt und die Polizei ist dabei gewohnt
brutal vorgegangen! Für heute scheint die Räumung aber erstmal vorbei und
es ist noch nicht zu spät, dorthin zu fahren!

Heibo, was ist das überhaupt und wo liegt das?
Als Heibo (Heidebogen) wird ein besetztes Waldstück bezeichnet, das Teil
des  erweiterten  Einzugsgebiets  von  Dresden  ist.  Dort  sollen  zunächst  5
Hektar eines ökologisch wertvollen Wald- und Moorgebiets zerstört werden,
um den Kiessandtagebau Laußnitz I zu erweitern. Der hier abgebaute Kies
soll dann vor allem für die Herstellung von CO2-intensivem Zement genutzt
werden,  welcher  als  Baustoff  genutzt  wird  zum  Beispiel  auch  für
Autobahnen,  für  die  der  Danni  und  der  Fecher  in  Hessen  zerstört  wurden.

Wozu braucht es Zement?
Die Herstellung von Zement ist eine der häufig neben Kohlestrom, Kerosin
und  Erdgas  vergessenen  Klimakiller,  ist  jedoch  für  ungefähr  10%  der
globalen  CO2-Emissionen verantwortlich.  Der  Bauboom der  letzten  Jahre
sorgte  noch  einmal  dafür,  dass  sich  die  Nachfrage  nach  Zement  enorm
verstärkte, wobei die in Folge der Inflationskrise stark gestiegenen Baupreise
und die nun zu erwartende Rezession diesen Trend eventuell absenken oder
gar umkehren könnten. Zur Wahrheit gehört dabei sicherlich auch, dass eine
gewisse Menge an Zement notwendig ist um für die Gesellschaft relevante
Bauten,  zum Beispiel  von mehr Wohnungen,  vorzunehmen.  Allerdings ist
Zement  bei  weitem  nicht  so  unersetzlich  wie  es  die  Kies-  und
Zementindustrie, ein ebenfalls häufig vergessenen, aber ziemlich relevanter
Zweig der deutschen industriellen Großkapitals, gerne darstellt.



Was  sind  Alternativen  und  wie  können  sie
angewandt werden?
Zunächst erstmal durch Einsparen: Neubau von Straßen ist in Deutschland
vermeidbar und für Schienen braucht man kaum Zement. Außerdem durch
Renovierung  statt  Abriss  bei  vorhandenen  Gebäuden  kann  den  Bedarf
senken.  Für  den  benötigten  Neubau  ist  es  jedoch  möglich,  alternative
Baustoffe  zu verwenden,  die  durchaus schon erforscht  und erprobt  sind,
jedoch  bisher  einfach  nicht  profitabel  oder  zumindest  deutlich  weniger
profitabel als der übliche Beton sind. Und da haben wir auch schon das
Problem: Den Kapitalismus. In diesem geht es nämlich nicht darum, welche
Bauweisen am nachhaltigsten sind, am wenigsten Ressourcen verbrauchen
und CO2 ausstoßen, es geht nicht darum welche Form des Personenverkehrs
die sinnvollste ist und wie man Gebäude am effizientesten und nachhaltigsten
nutzen kann, sondern wie Großkonzerne am schnellsten möglichst viel Profit
erwirtschaften  und  wie  das  nationale  Kapital  am  schnellsten  seinen
Wachstum  voran  treiben  kann.

Doch  der  Kapitalismus  ist,  anders  als  die  Begrenztheit  der  natürlichen
Ressourcen,  kein  Naturgesetz.  Es  ist  möglich  Bau,  Verkehr,
Energiegewinnung und Co.  auf  eine andere Art  und Weise zu gestalten,
mittels  einer  Planwirtschaft,  die  von den Arbeiter_Innen der  Betriebe  in
Räten kontrolliert wird und deren Ziel nicht Profit ist, sondern die möglichst
effiziente und somit auch ressourcenschonende Erfüllung der Bedürfnisse
der Menschen, die sich in den Räten äußern.  In dieser neuen Form der
Gesellschaft würde dann kein ökologisch wichtiges Waldmoorgebiet für die
Zementherstellung  gerodet  werden,  es  würden  nicht  immer  mehr
Autobahnen als  Schneisen der  Zerstörung durch die  Landschaft  gezogen
werden sondern stattdessen das Schienennetz massiv ausgebaut werden um
effizient massenhaft Menschen zu befördern statt nur einzelne in übergroßen
mobilisierten Blechkisten. Es würden erneuerbare Energien in einem Maße
ausgebaut,  und Energie so weit  wie möglich eingespart  werden,  dass es
weder Kohle, Öl und Gas noch Atomenergie braucht um die Versorgung alles
Menschen zu sichern.



Die Taktik der Waldbesetzung
Wir sind solidarisch mit den Aktivist_Innen, die im Heibo und in anderen
Waldbesetzungen  ausharren,  um für  Klimagerechtigkeit  zu  kämpfen  und
bewundern ihren Mut und ihre Entschlossenheit dem fossilen Kapitalismus
zu trotzen. Das schafft Aufmerksamkeit und Beziehung und kann der Keim
für eine größere Bewegung sein! Wir denken jedoch auch, dass Besetzungen
alleine nicht  ausreichen werden.  Denn Besetzungen,  auch die  mutigsten,
stärksten und entschlossensten, werden immer geräumt werden, wenn nicht
der  Druck  von  außen  hoch  genug  ist.  Was  es  dafür  braucht,  ist  eine
kämpferische Massenbewegung, die sich aus der Basis heraus organisiert,
aus den Schulen, Unis und Betrieben, und die den Streik als ihr zentrales
Kampfmittel  nutzt:  Wenn  die  Arbeiter_Innen  im  Kiestagebau  und  der
Zementproduktion  streiken,  die  Bauarbeiter_Innen,  die  die  Autobahnen
bauen sollen und so weiter, wie soll dann noch die Rodung von Wäldern und
die  Zerstörung  von  Häusern  durchgesetzt  werden?  Wenn  wir  als
Schüler_Innen  und  Studierende  unbefristet  mitstreiken  und  protestieren,
kann das den Druck massiv erhöhen!

Rechte Angriffe auf die Waldbesetzung
In und um den Heibo kommt es immer wieder zu Angriffen von Rechten auf
die Aktivist_Innen! Volle Solidarität an euch und vor allem an die unmittelbar
Betroffenen der Gewalt! Erst auf der Demo für den Erhalt des Heibo letzte
Woche Samstag kam es parallel  zu einer Gegendemonstration von 15-20
Jungfaschos, vermutlich angeführt durch den Ex-Dortmunder Michael Brück.
Zuvor war er bereits immer wieder zu Angriffen und Bedrohungen im Wald,
sowie zur gezielten Zerstörung der Infrastruktur am Boden gekommen. Wie
bereits  im  Moni  in  Sachsen-Anhalt  zeigen  die  braunen  Banden,  die  am
Stammtisch gerne von „Heimatschutz“ und dem „guten deutschen Wald“
schwadronieren,  dass  sie  nichts  anderes  sind  als  eine  erzreaktionäre
Schlägertruppe,  die  die  Interessen  des  Großkapitals  mit  Gewalt
durchzusetzen  gesucht  und  das  mit  menschenfeindlicher  Ideologie
schönredet.

Wir fordern:



Einen sofortigen Räumungsstopp im Heibo!
Den Stopp sämtlicher Autobahnprojekte in ganz Deutschland, dafür
massive Investitionen in das Schienennetz, bessere Bezahlung und
Einstellung von neuem Personal im Öffentlichen Verkehr inklusive
kostenlose Nutzung!
Die Ersetzung von Zement durch weniger CO2-intensive Baustoffe wo
immer  möglich  und  die  Forschung  an  diesen  auf  Basis  des
gesellschaftlichen  Nutzens  statt  der  Profiterwartung!
Die Enteignung sämtlicher Bergbau-, Bau- und Energieunternehmen
unter Kontrolle der dort beschäftigten Arbeiter_Innen!
Den  Erhalt  sämtlicher  wertvoller  Naturräume  sofern  irgendwie
möglich, sowie, sollte doch vereinzelt gerodet werden müssen, die
Schaffung von ökologisch gleichwertigen Ersatzflächen!
Eine  klassenkämpferische  Klimabewegung  die  aus  ihren  Erfolgen
aber auch Fehlern der Vergangenheit lernt und ihren Fokus auf die
Organisation der  Basis  in  Schulen,  Unis  und Betrieben setzt  und
dessen zentrales Kampfmittel der (auch militant geführte) Streik ist!
Selbstorganisierte  Antifaschistische  Widerstandskomitees  zur
Verteidigung gegen rechte Angriffe!

Welche  Strategie  gegen  die
Klimakrise?
Auf der ganzen Welt sind die Folgen der Klimakrise, des Artensterbens, der
Überbenutzung der Ressourcen (Raubbau an Böden, Wasser, Wald, etc.) und
Überlastung der Senken (Verschmutzung von Wasser, Böden, Atmosphäre,
etc.), zu spüren.

In Europa in Form von zunehmenden Wetterextremen, die zum Beispiel die
Flutkatastrophe  im  Rheinland  verursachten,  sowie  dem  zeitweiligen
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Austrocknen von Flüssen wie dem Po in Italien und der Loire in Frankreich.
Doch vor allem der Globale Süden, der sowieso schon massiv unter zuerst
kolonialer und nun imperialistischer Ausbeutung leidet, ist nun auch von den
Folgen der Klimakrise besonders stark betroffen.

In Pakistan stand letztes Jahr ein Drittel des Landes unter Wasser, Tausende
starben, viele Millionen verloren ihre Lebensgrundlagen. In Afrika kam es zu
schweren  Dürren,  die  die  Hungerkrise  in  manchen  Regionen  extrem
verschärften.

Diese Entwicklung hat ihren Ursprung in der kapitalistischen Wirtschaft, die
auf  Profit  und  Wachstum  basiert  und  diesen  zwangsläufig  alles  andere
unterordnet. Entsprechend ist es notwendig, dass diese Art zu Wirtschaften
endet, damit die Klimakrise überhaupt eingedämmt werden kann.

Da  die  Politik  der  bürgerlichen  Staaten  jedoch  in  erster  Linie  dem
kapitalistischen System verpflichtet ist,  agiert sie auch entsprechend: Die
nötigen radikalen Maßnahmen, die es braucht, um die Krise in den Griff zu
bekommen,  werden  nicht  getroffen,  da  sie  den  Profit  und  die
Wettbewerbsfähigkeit des landeseigenen Kapitals schmälern würden.

Unsere einzige Hoffnung bleibt deshalb die globale Klimabewegung.

Wie ist die Lage der Bewegung?
Nach Lützerath steht die Klimabewegung trotz der Niederlage stärker und
geschlossener  da  als  zuvor.  Dies  liegt  vor  allem  daran,  dass  hier  die
gemeinsame  Erfahrung  gemacht  wurde,  dass  der  bürgerliche  Staat  im
Zweifel immer Kapitalinteressen mit Gewalt durchsetzt, dass die Polizei diese
Gewalt bereitwillig ausübt und auch die Grünen trotz ihrer Wahlversprechen
keine  Ausnahme  unter  den  bürgerlichen  Parteien  bilden,  sondern  im
Gegenteil  für  die  Rodung des Danni  und die  Zerstörung von Lützi  aktiv
verantwortlich sind. Doch auch wenn in den Ketten vor Lützerath bei FFF
organisierte Jugendliche, BUND-Mitglieder und militante Autonome Seite an
Seite standen, sind viele der alten Probleme noch nicht überwunden.

Zwar  hat  sich  inzwischen,  zumindest  formell,  der  Großteil  der



Klimabewegung  von  den  Grünen  und  ihrem  Märchen  vom  „Grünen
Kapitalismus“ verabschiedet, jedoch ist es nicht ausgeschlossen, dass linkere
Kräfte der Grünen es schaffen, Teile der Klimabewegung wieder auf ihre
Seite zu ziehen. Deshalb müssen wir weiterhin jeglichen Einfluss der Grünen
auf die Bewegung scharf bekämpfen. Ebenso müssen wir weiterhin betonen,
dass der Kapitalismus nicht in der Lage ist, die Krise zu lösen, auch nicht in
etwas anderer Form, sondern gänzlich überwunden werden muss.

In Lützerath haben sich die Massen der Klimabewegung, unabhängig von der
konkreten Strategie und Praxis, die sie verfolgen, zusammengeschlossen, um
gemeinsam gegen das fossile Kapital in Form von RWE und den bürgerlichen
Staat in Form der Polizei, Widerstand zu leisten.

Es ist wichtig, dass diese gewonnene Einheit, diese kollektive Stärke, jetzt
nicht verloren geht und dass die Klimabewegung weiterhin geschlossen steht
und gemeinsam kämpft.

Damit das funktionieren kann, ist es jedoch auch nötig, offen Kritik innerhalb
der Klimabewegung zu äußern und mit verschiedenen Akteur_Innen darüber
in die Debatte zu treten, welche Strategie und Praxis die effektivste ist, um
Klimagerechtigkeit zu erreichen.

Welche neue Strategie bringt die Bewegung
voran?
In  den  letzten  Jahren  haben  wir  erlebt,  dass  Massen  sich  den
Demonstrationen  und  Aktionen  der  Klimabewegung angeschlossen  haben
und dorthin gekommen sind, wo diese gekämpft hat, so zum Beispiel nach
Lützerath.  Nun  ist  es  jedoch  nötig,  dass  diese  Massen  ihre  Kämpfe
zurücktragen  an  die  Orte  ihres  Alltags,  an  ihre  Schulen,  ihre  Unis,  die
Betriebe in denen sie Lohnarbeit verrichten.

Denn  die  Demonstrationen  und  Aktionen,  die  wir  in  den  letzten  Jahren
durchgeführt haben, haben uns viel Aufmerksamkeit gebracht. Wir konnten
zeigen, dass wir viele sind und dass wir entschlossen sind. Die Politik hat sich
jedoch  dadurch  nicht  geändert:  Lützerath  wurde  zerstört,  Autobahnen



werden  gebaut,  Kapitalinteressen  regieren  weiter.

Besetzungen,  Blockaden,  Massendemos,  all  das  sind  gute  Mittel,  wir
brauchen allerdings noch mehr als das, um die Regierung wirklich unter
Druck zu setzen.

Der Kampf für Klimagerechtigkeit muss in den Alltag der Menschen getragen
werden, muss den kapitalistischen Alltag unmöglich machen.

Klimastreiks dürfen nicht mehr nur daraus bestehen, einen Freitag alle paar
Wochen  die  letzten  beiden  Unterrichtsstunden  oder  eine  Vorlesung  zu
schwänzen, um irgendwo in der Innenstadt zu demonstrieren: Sie müssen in
der Schule, in der Uni, im Betrieb selber stattfinden!

Die noch recht junge Bewegung „End Fossil: Occupy!“ hat mit Besetzungen
an Unis in zahlreichen Städten und Schulen in Göttingen und Bremerhaven
einen guten Schritt in diese Richtung gemacht und an der Sophie-Scholl-
Schule  in  Schöneberg  haben  Schüler_Innen  eine  Vollversammlung  zum
Thema Klimagerechtigkeit abgehalten und Forderungen dazu beschlossen!

Diese  Aktionen gilt  es  auszuweiten,  auf  noch viel  mehr  Unis,  viel  mehr
Schulen  und  vor  allem:  in  die  Betriebe.  Denn  dort  wird  der  Profit  der
Kapitalist_Innen produziert und wenn dort die Arbeiter_Innen in den Streik
treten, keine Züge rollen, keine Pakettransporter fahren, die Fließbänder bei
Daimler  und  Siemens  stillstehen,  dann  können  wir  nicht  mehr  einfach
ignoriert werden!

Was müssen wir dafür tun?
Um echte Klimastreiks zu erreichen, müssen wir unsere Kämpfe an die Orte
bringen, an denen wir uns täglich aufhalten und die Menschen dort von
unserer Strategie überzeugen.

Wenn  wir  bereits  Lohnarbeit  verrichten,  müssen  wir  mit  unseren
Kolleg_Innen  ins  Gespräch  darüber  kommen,  wie  wir  Klimagerechtigkeit
erreichen  können.  Besonders  wichtig  sind  bereits  organisierte
Arbeiter_Innen  in  Gewerkschaften:  Gemeinsam  müssen  wir  die



Spitzenfunktionär_Innen der Gewerkschaften unter Druck setzen, da diese
häufig  sehr  zögerlich  gegenüber  Arbeitskämpfen  geschweige  denn  dem
Kampf für Klimagerechtigkeit eingestellt sind!

Sie  müssen  Streiks  unterstützen  und  sich  solidarisch  zeigen  mit  den
Arbeiter_Innen, so zum Beispiel im öffentlichen Verkehr, der Pflege oder der
Logistik!

Die Klimabewegung und die Arbeiter_Innen verfolgen nämlich letztendlich
das selbe Interesse: Die Überwindung der kapitalistischen Wirtschaftsweise,
die  das Klima zerstört  und Arbeiter_Innen niedrige Löhne und schlechte
Arbeitsbedingungen  aufzwingt,  damit  Manager_Innen  und  Aktionär_Innen
profitieren können.

Die Arbeiter_Innen sind es jedoch, die in der Lage sind, dieses System aus
den  Angeln  zu  heben,  die  Produktionsmittel  der  Kapitalist_Innen,  die
Energie-,  Verkehrs-  und  Agrarkonzerne,  zu  enteignen  und  unter  ihre
Kontrolle zu stellen, diese dann demokratisch zu verwalten und so die nötige
Transformation  hin  zu  einer  klimagerechten  Wirtschaft  einzuleiten!
Gemeinsam mit ihnen müssen wir Jugendliche, Schüler_Innen, Studierende
und alle  Unterdrückten  dieses  Systems eine  Einheit  bilden,  die  von  der
Regierung nicht länger ignoriert werden kann, weil wir Unis, Schulen und
Betriebe lahmlegen.

Neben der Verbindung zwischen Klimakampf und Arbeitskampf dürfen wir
auch nicht vergessen, dass Klimagerechtigkeit nur international möglich ist!
Es muss für uns stets klar sein, dass wir den Kampf dafür nicht bloß in
Deutschland und in Europa führen, sondern dass unsere Bewegung die ganze
Welt umspannen muss und wir hier im Globalen Norden ebenfalls gegen die
Unterdrückung der Menschen im Globalen Süden kämpfen müssen, indem
wir zum Beispiel für eine Streichung der Schulden der Länder des Globalen
Südens eintreten!



Lützerath ist gefallen, doch was
haben wir gewonnen?
Nachdem die Großdemo am 14.01 vorbei ist, Lützerath vollständig geräumt
ist  und  auch  die  Blockaden zu  Beginn  der  Woche  vorbei  sind,  sind  die
meisten (aber längst nicht alle!) Aktivist_Innen wieder zuhause. Wir haben
also Zeit uns aufzuwärmen und die vergangenen Tage (oder Wochen; für
manche sogar Jahre) Revue passieren zu lassen. Was haben die vielfältigen
Aktionen gebracht? War Lützerath eine Niederlage oder ein Sieg für uns?
Unsere Einschätzung findet ihr in diesem Artikel.

Lützerath hat uns stärker gemacht
Die  Aktionstage  haben  viele  Leute  auf  die  Beine  gebracht.  Obwohl  alle
Altersgruppen vertreten waren, kann angenommen werden, dass viele der
Aktivist_Innen Jugendliche waren, die sich im Rahmen von Fridays for Future
politisiert  haben.  Allen  Menschen bundesweit  wurde  in  NRW vor  Augen
geführt, dass der Staat für die Profitinteressen des Kapitals bereit ist, brutal
gegen die Umweltbewegung vorzugehen. Außerdem ist das Vorgehen von
RWE  und  der  Rückendeckung  durch  den  Staat  ein  politischer  Skandal
sondergleichen,  inklusive  tendenziöser  Studien  und  Bruch  des  Pariser
Klimaabkommens.  Das hat  die Menschen wütend gemacht und sicherlich
auch zusammengeschweißt und radikalisiert. Dies hat man nicht zuletzt auch
daran gesehen, dass die Parole „RWE enteignen!“ sehr präsent war.

Denn  Lützerath  hat  wieder  einmal  klargestellt,  dass  eine  nachhaltige
Umweltpolitik  nicht  das  Ziel  der  Landes-  oder  Bundesregierung  ist.  Die
Grünen,  welche  sowohl  im Bund als  auch  auf  Landesebene  mitregieren,
haben diese Politik direkt mitzuverantworten. Hoffen wir, dass nun auch die
letzten  Menschen  ihre  Hoffnung  auf  diese  Partei  aufgeben.  Dass  die
Regierungen ihre Politik ändern,  können sie anscheinend nur mit  Zwang
erreichen. Auch das wurde in Lützerath offensichtlich. Dafür müssen wir uns
natürlich auch militant gegen die Polizei durchsetzen. Das war sicherlich
eine  zentrale  Errungenschaft  von  Samstag,  dass  die  Bewegung  eine
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massenhaft Widerständigkeit erreichen konnte: Ketten bilden, Anweisungen
widersetzen, Bullenketten durchbrechen. Wären wir am Wochenende noch
mehr und noch militanter gewesen; Lützerath würde noch stehen und die
Bullen würden immer noch im Schlamm feststecken!

Lützerath geräumt, Kohle wird abgebaggert
Doch wir müssen wir feststellen, dass Lützerath geräumt ist und in sehr
naher Zukunft den gewaltigen Kohlebaggern weichen wird. Insofern muss die
Besetzung Lützeraths isoliert betrachet als gescheitert angesehen werden.
Wahrscheinlich  hätten  auch  doppelt  so  viele  militante  Menschen  die
Räumung  Lützeraths  wahrscheinlich  nur  weiter  verzögert,  nicht  aber
verhindern können. So sehr wir die Fähigkeiten, den Kampfgeist und den
Mut  der  Besetzer_Innen  des  Hambi,  des  Danni  oder  jetzt  Lützeraths
bewundern,  letztlich  ist  diese  Politik  in  jedem  dieser  Fälle  gescheitert.
Vielfach wurde auf diese Aussage hin argumentiert, dass durch die Aktionen
die Umweltfrage in das Bewusstsein vieler Menschen gerückt ist und noch
mehr (aktive) Unterstützer_Innen gefunden hat. Das stimmt zwar sicherlich
und ist auch ein Verdienst dieser Aktionen. Doch es ist nur ein erster Schritt,
denn: Was folgt auf die Öffentlichkeit und was sollen die so neu politisierten
Menschen jetzt machen?

Perspektive
Wir glauben nicht, dass einfach nur die Besetzer_Innenszene größer werden
muss, damit sie erfolgreich sein kann. An den Aktionen können sich aufgrund
der Strapazen nämlich quasi nur junge Leute beteiligen. Außerdem muss
man für eine längere Besetzung den Job kündigen oder man muss Student_In
mit ausreichend finanzieller Unterstützung sein. Mit Kindern kann man auch
nicht  bei  allem  dabei  sein.  Zudem  haben  viele  Leute  Angst  vor  der
Repression oder vor der physischen Gewalt der Polizei. Besetzungen sind
also  nur  für  einen  kleinen  Teil  der  Bevölkerung eine  Option.  Wenn wir
gewinnen wollen, müssen aber viel mehr Menschen aktiv werden. Außerdem
sind die Besetzungen auf kleine, einzelne Orte konzentriert.  Lützi  alleine
reicht nicht, wenn irgendwo anders Kohle abgebaggert, neue Gasterminals



gebaut, Atommeiler weiter betrieben werden und e.on, statt in erneuerbare
Energie zu investieren, Geld an seine Manager und Aktionäre ausschüttet?

Was wir damit sagen wollen, ist, dass der Kampf immer und überall geführt
werden muss. In den Betrieben, in den Schulen, in Unis, auf der Straße. So
kann jede  Person  kontinuierlich  aktiv  sein  und  sich  in  Bezug  setzen  zu
anderen Missständen der Gesellschaft. Besonders wichtig ist es dabei den
Kampf in die Betriebe zu tragen. Dort sind nämlich die Menschen, die mit
ihrer  Streikmacht  wirklich  politische  Forderungen  durchsetzen  können.
Glaubt  ihr,  dass  RWE  Lützerath  abbaggern  würde,  wenn  sich  die
Arbeiter_Innen  der  Kohlekraftwerke  weigern  würden,  diese  Kohle
anschließend zu verbrennen? Auch Streiks in anderen Sektoren können dazu
genutzt werden, politische Forderungen in der Klimafrage zu erzwingen.  

Forderungen, wie die Streichung der Schulden des globalen Südens, mehr
Investitionen  in  erneuerbare  Energien  oder  kostenloser  öffentlicher
Nahverkehr sind anschlussfähige und zentrale Forderungen zur Verbindung
von Kämpfen. Doch auch diese können nur durch mächtige Streiks im ganzen
Bundesgebiet  erkämpft  werden.  Besetzungen  können  und  müssen  einen
solchen Kampf natürlich unterstützen, sollten aber nicht das alleinige Ziel
der Umweltbewegung sein.

Lützerath ist gefallen, aber der Kampf geht weiter. Wir haben in Lützerath
gezeigt, dass wir groß und militant sind. Lässt uns diese Größe und Militanz
nun wieder in unsere Städte tragen, damit die Regierung und das Kapital gar
nicht erst wieder zu Atem kommt!  

Was geht eigentlich ab?
REVOLUTION, November 2022

Auf unserer jährlichen Sektionskonferenz haben wir als gesamte deutsche
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Sektion von REVOLUTION uns die Köpfe darüber heiß diskutiert, wie wir
eigentlich die Lage der Welt aktuell einschätzen. Dabei spielten Fragen wie
die Folgenden eine Rolle: Wird es einen neuen Weltkrieg geben? Was wird
aus der Inflation? Schlittern wir in die nächste Wirtschaftskrise? Gibt es ein
internationales  Roll-Back  gegen  Trans-Menschen?  Wird  die  EU  die
kommende Krise überleben? Wie ist die Lage des Kapitals in Deutschland?
Was wird aus der sogenannten „Zeitenwende“ (Olaf Scholz 2022)? Wird sich
die Linkspartei auflösen? Was waren die Probleme der Klimabewegung?

Antworten auf das alles und noch viel mehr gibt’s im folgenden Text!

Weltlage

1. Die Welt, in der wir Leben beugt sich der kapitalistischen Ordnung, welche
seit Jahren durch Krisen geprägt ist. In jedem Fall stehen wir aber an einem
Wendepunkt der Entwicklung des globalen Kapitalismus, also inmitten einer
Phase  des  globalen  Klassenkampfes,  die  entscheidenden Einfluss  auf  die
weitere Entwicklung nehmen wird – und zwar auf verschiedenen Ebenen:

2. Das weltweite Wirtschaftswachstum wird 2022 nach Schätzungen des IWF
wahrscheinlich nur 3,6% betragen. Die Prognose musste wegen der Inflation,
den Lockdowns in China und dem Ukrainekrieg gegenüber Januar 2022 um
0,8 % gesenkt werden. Besonders betroffen von dieser Entwicklung ist die
EU. Für 2023 rechnet der IWF nur noch mit einem Wachstum von 3 %,
allerdings auch nur unter der Voraussetzung, dass sich der Ukrainekrieg
nicht ausweitet, es in China weniger Lockdowns gibt und auch sonst keine
neuen Konflikte und Krisen ausbrechen. Für ein Drittel aller Länder (vor alle
europäischen Länder,  allen  voran Deutschland)  sagt  der  IWF sogar  eine
Rezession (also ein Schrumpfen der Wirtschaft in zwei aufeinanderfolgenden
Jahresvierteln)  voraus.  Wir stehen also anscheinend vor einer Stagflation
(einer Kombination aus stagnierendem Wirtschaftswachstum und Inflation).
Wenn  weitere  Krisen  (politisch,  gesundheitlich,  wirtschaftlich  usw.)
ausbrechen oder sich die bestehenden verstärken, kann die Weltwirtschaft
schnell in eine ausgewachsene Rezession rutschen.

3. Eine gemeinsame Antwort der führenden imperialistischen Mächte auf die



globale  ökonomische  Krise  kann,  anders  als  nach  der  großen
Finanzmarktkrise  2008  und  der  darauffolgenden  Rezession,  faktisch
ausgeschlossen  werden.

4. Das verschärft nicht nur die zyklische ökonomische Krise in einzelnen
Staaten, sondern auch die innerimperialistischen Gegensätze, die Tendenzen
zur  „Deglobalisierung“,  zur  Fragmentierung  des  Weltmarktes,  zur
Blockbildung sowie zur Abwälzung der Krisenkosten auf die halb-koloniale
Welt. Der Krieg um die Ukraine und die wechselseitigen, beide Seiten massiv
treffenden  Sanktionen  wirken  krisenverschärfend,  sowie  die  Krise  die
gegenseitige  Konkurrenz  und  die  Kriegsgefahr  erhöht.  

5. All dies befeuert die katastrophenhafte Zuspitzung weiterer grundlegender
Probleme der Menschheit, vor allem die ökologischen Katastrophen (nicht
nur Klima, sondern auch andere wie Artensterben) und die Probleme der
kapitalistische Landwirtschaft in Bezug auf ökologische und soziale Grenzen.
Die Pandemie, die Millionen Tote gefordert hat, sowie die Hungerkrise und
die  drohende  Vertreibung  von  einer  Milliarde  Klimaflüchtlingen  im
kommenden Jahrzehnt sind Ausdruck dieser Entwicklung. Die Kombination
aus der ökonomischen Krise und dem innerimperialistischen Kampfes um die
Neuaufteilung  der  Welt  wird  die  Krise  des  Verhältnisse  zwischen  der
Menschheit und dem Planeten weiter massiv verschärfen.

6 .  Die  Kr ise  geht  notwendigerweise  mi t  Angr i f fen  auf  d ie
Arbeiter:innenklasse, die Bauernschaft, die Jugend, die unteren und ärmeren
Teil  des  Kleinbürgertum  und  der  Mittelschichten  einher.  Heute  stehen
Preissteigerungen und Inflation im Zentrum der Angriffe auf die Einkommen
und Lebensbedingungen der Massen. Mit der Entwicklung der Krise könnte
dies  jedoch  in  Deflation  umschlagen,  die  mit  Massenentlassungen,
Betriebsschließungen, Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung einhergehen,
wie diese heute schon für bedeutende Teile der Halbkolonien gilt.  

7.  Auch  wenn  die  Weltwirtschaftskrise  2008-2010  etliche  vor  allem
Halbkoloniale Länder,  wie Griechenland,  in den Ruin trieben,  konnte die
imperialistische  Bourgeoisie  durch  eine  Politik  des  billigen  Geldes  dem
entgegenwirken.  Dies  führte  zu  einer  Begrenzung  des  eigentlich



notwendigen Vernichtens überschüssigen Kapitals in den imperialistischen
Zentren und konnte das Finanzkapital schützen. Mit der Corona Pandemie
verschärfte sich die schon vorher aufkommende neue Krise, denn durch die
Pandemie  kam  es  zu  einen  massiven  Produktionseinbruch,  welches  die
Länder mit voller Wucht traf. Jedoch sind beide Krisen nicht gleich zu setzen.
So haben sich die Gewichte der Weltwirtschaft weiter verschoben, welches
auch zu einer Verschiebung innerhalb der globalen Konkurrenz führte und
den damit einhergehenden Kampf um die Neuaufteilung der Welt.

8. Dies sind leider auch keine guten Umstände für die Arbeiter_Innenklasse,
denn  auch  hier  befinden  wir  uns  vor  einer  anderen  Lage  als  nach  der
Weltwirtschaftskrise  2008-10.  Nach der  damaligen Krise  befand sich  die
Bourgeoisie in einer ideologischen Defensive. Die arabischen Revolutionen
und  die  vor-revolutionäre  Zuspitzung  in  Griechenland  verdeutlichten  das
Potential einer Wende im Klassenkampf und stellten über mehrere Jahre eine
Inspiration der Arbeiter_Innenklasse und der Massen weltweit dar. Deren
Ansturm erfolgte trotz einer schon damals tiefen Krise und verdeutlicht, das
spontan revolutionäre Potential der Arbeiter_Innenklasse – aber auch dessen
Grenzen. Die Niederlagen dieser Bewegungen offenbarten nicht nur die Tiefe
der  Führungskrise  des  Proletariats,  sie  hatten,  zusammen  mit  anderen
wichtigen  Niederlagen)  auch  nachhaltige  globale  Auswirkungen  auf  die
Moral,  Kampfbereitschaft  und  das  Bewusstsein  der  Arbeiter_Innenklasse.
Dies  hat  heute  noch  eine  große  Auswirkung  auf  die  Kämpfe  der
Arbeiter_Innen, und dessen Auswüchsen. Wir können immer mehr erkennen,
dass viele einer politischen Alternative zwischen populistischen Rechten und
„demokratischer“ Mitte hinterher laufen. Auch wenn wir in dem letzten Jahre
mehrere  kämpferische  und  spontane  Bewegungen  erkennen  konnten
(Frauenstreiks, BLM), waren auch diese stark geprägt durch kleinbürgerliche
und  neo-reformistische  Ideen  Identitätspolitik,  Individualismus,
Linkspopulismus,  Transformationsstrategie).

9. Das Blatt kann sich jedoch schnell wenden. Mächtige Streikbewegungen in
England  und  auch  in  Frankreich  zeigen,  wie  schnell  sich  die
Arbeiter_Innenklasse aufraffen und als Macht auftreten kann (ohne dadurch
natürlich schon die  Führungskrise  zu lösen).  In  Russland gab es  bereits



Proteste gegen den Krieg und die Zwangsrekrutierungen. Im Falle Russlands
besteht dabei die Aufgabe die „liberale“ bürgerliche Opposition als kaum
bessere Alternative zu Putin zu entlarven. In der Halbkolonialen Welt machen
die Proteste im Iran momentan die meisten Hoffnungen. Eine Revolution
hätte Auswirkungen auf die kurdische Frage, auf die national unterdrückten
Belutschen, welche im Iran und in Pakistan leben, aber auch auf die Lage der
Frauen  in  Afghanistan,  um  nur  die  direktesten  Einflüsse  auf  die
Nachbarländer zu nennen. Sicher ist, dass uns auch in der Zukunft noch
weitere spontane Massenmobilisierungen und Kämpfe erwarten werden, auf
welche  wir  nicht  nur  reagieren  müssen,  sondern  durch  Interventionen
versuchen müssen diese mit anzuleiten und in eine revolutionäre Richtung zu
bewegen.

Weltwirtschaftslage

10. Die Globalisierungsperiode, die Anfang der 1990er Jahre begann, hat den
Kapitalismus zweifellos auf einer qualitativ neuen Ebene internationalisiert.
Die  Produktion,  die  Dienstleistungen,  der  Handel,  die  Finanzströme,  die
Kommunikation  und  die  Wissenschaft  haben alle  ein  neues  Niveau  der
internationalen  Organisation  erreicht,  das  auf  den  Fortschritten  der
P r o d u k t i v k r ä f t e  u n d  e i n e r  I n t e r n a t i o n a l i s i e r u n g  d e r  
WeltArbeiter_Innenklasse beruht und eine expansive Bewegung der globalen
Kapi ta lakkumulat ion  ermögl icht .  D iese  neue  Per iode  der
Kapitalakkumulation setzte eine Wiederherstellung der Profitraten in den
imperialistischen  Zentren  als  Ergebnis  wesentlicher  Niederlagen  der
jeweiligen  Arbeiter_Innenklassen  voraus.  Diese  ermöglichten  die
Deregulierung  der  Arbeitsbedingungen,  Offshoring,  Investitionen  in
privatisierte  Sektoren,  eine  Ausweitung  des  Welthandels,  den  Aufbau
internationaler Produktionsketten usw. Unterstützt wurde dies durch eine
massive Expansion neuer Formen des Finanzkapitals, das neu gegründete
globale  Unternehmen  dominiert  und  eine  verstärkte  Kontrolle  über
Industrien und Nationalstaaten ausübt. Während diese Finanzkonzerne als
internationale Agenturen agieren, ist die Quelle des von ihnen investierten
Kapitals  immer  noch  überwiegend  die  imperialistische  Bourgeoisie
Nordamerikas, die reichen europäischen Länder und in geringerem Maße die



neue Bourgeoisie in China und Russland.

11.  Nach  der  schwachen  Erholung  nach  der  „Corona“-Rezession,  den
überraschend niedrigen Wachstumsraten in China, der tiefen Krise mehrerer
„Schwellenländer“  und  den  wirtschaftlichen  Schockwellen  nach  dem
Ukraine-Krieg kommt die Mehrheit der Wirtschaftskommentatoren zu dem
Schluss, dass die Weltwirtschaft erneut auf eine globale Rezession zusteuert

12.  Dies  ist  nicht  nur  auf  zufällige  oder  kontingente  globale  Ereignisse
zurückzuführen  (Corona,  Ukraine-Krieg).  Diese  Ereignisse  trafen  die
Weltwirtschaft zu einem Zeitpunkt, an dem die eigentlichen Tendenzen zur
Wirtschaftskrise bereits akut waren und die Endphase der Globalisierung
ankündigten. Der globale Kapitalismus war nicht in der Lage, die Pandemie
auf der notwendigen globalen Ebene zu bewältigen, was ihre wirtschaftlichen
und sozialen Folgen hinauszögerte. Dadurch das der Kapitalismus scheiterte
internationale Institutionen zu schaffen,  führte dies zu einem Widerspruch
zwischen  den  realen  staatlichen  handlungsmöglichkeiten  un  den
„demokratischen“  Versprechen  des  bürgerlichen  parlamentarismus.  Dies
trug auch in den imerpialistischen Staaaten dazu bei, dass es zu einer Krise
der Demokratie kam.

13.  Die  zunehmende Konkurrenz  zwischen den imperialistischen Blöcken
führte zu politischen und bewaffneten Konfrontationen  zwischen ihnen – und
damit  zu  einer  weiteren  Vertiefung  der  wirtschaftlichen  Krise  der
Globalisierung. Diese kontingenten Ereignisse dienten also als Katalysatoren,
die die Krisentendenzen noch schneller und tiefer wirken lassen, so dass die
kommende  Rezession  die  Frage  aufwerfen  wird,  wie  eine  kapitalistische
Weltwirtschaft nach dem Ende der aktuellen Periode neu gestaltet werden
kann.  In  den immer mehr miteinander  konkurrierenden imperialistischen
Staaten zählt Europa aktuell zu den schwächeren Teilen der Herrschenden.

14. Vor allem nach der Weltwirtschaftskrise 2008-10 konnte noch damals das
deutsche Kapital  die EU als Instrument für den Aufbau eines Systems von
Produktionsketten  in  Ost  und  Südeuropa  nutzen,  während  das  britische
Kapital zusammen mit dem US amerikanischen Finanzsektor vor allem daran
interessiert  war,  sich  finanzielle   Investitionsmöglichkeiten  in  Europa  zu



sichern. Frankreich und Deutschland förderten die „Lissabon-Agenda“, die
Perspektive der EU als wichtiger Konkurrent im imperialistischen  System.
Dies  erforderte  jedoch  ein  stärkeres  Bündnis  mit  dem  russischen
Imperialismus, um sowohl dessen große Energie- und Rohstoffmonopole als
auch  die  großen,  mit  Russland  verbundenen  Märkte  in  Zentralasien  zu
nutzen.  Russland,  das  aufgrund einer  schleppenden Weltwirtschaft  unter
niedrigen  Energiepreisen  litt,  wandte  sich  einer  noch  autoritäreren  und
aggressiveren Politik zu, um das Regime zu stabilisieren. In der Zwischenzeit
verließen  sich  die  osteuropäischen  Länder  mehr  und  mehr  auf
rechtspopulistische Regime als Sicherheitsventil gegen soziale Unruhen. Die
meisten von ihnen lehnten auch die“schwache Position“ von Berlin und Paris
gegenüber Russland ab und orientierten sich stark an den USA und deren
NATO-Präsenz in Europa.  Schließlich war der Brexit  ein weiterer Schlag
gegen  den  Aufbau  eines  starken  „europäischen  Wettbewerbers“  auf
denWeltmärkten. Angesichts dieser politischen Rahmenbedingungen ist es
nicht  verwunderlich,  dass  Europa  in  den  2010er  Jahren  bei  den
Wachstumsraten,  der  Kapitalproduktivität,  den  Anteilen  ihrer
Großunternehmen  und  der  Fähigkeit,  mit  Krisensituationen  umzugehen,
hinter China und den USA zurückfiel.

15. China, welches noch Anfang des 20. Jahrhunderts zu den „aufsteigenden“
Ländern  gehörte,  hat  im  21.  Jahrhundert  die  Konkurrenz  um  die
Welthegemonie der USA strittig gemacht.  Aber auch in China gelten die
Gesetze  der  kapitalistischen Akkumulation.  Als  dynamischster  Faktor  der
Weltwirtschaft in den 2010er Jahren mit einem immer höheren Ausmaß an
kapitalistischer  Rationalisierung  ist  es  daher  nicht  verwunderlich,  dass
China  die kapitalistische Volkswirtschaft war, die den charakteristischsten
Rückgang der Profitraten aufwies, insbesondere nach 2015, verbunden mit
einer Verlängerung des Wachstums der absoluten Profitmassen – und damit
einer Fortsetzung der hohen Wachstumsraten für einige Zeit.  Dies führte
zwangsläufig  zu  einer  Überakkumulation,  was  sich  in  wachsenden
Schwierigkeiten  im  Verhältnis  von  Neuinvestitionen  zum  bestehenden
Kapitalstock zeigt. Die Schwierigkeiten bei der Finanzierung von weiterem
Wachstum und Investitionen in einem politischen Wirtschaftssystem, das von
hohen  Wachstumsraten  ausgeht,  führten  zwangsläufig  zu  Problemen  im



fragilen  Finanzsystem,  die  sich  in   mehreren  Blasen-Krisen  äußerten.
Staatliche Eingriffe konnten das System zwar bisher stabilisieren, führten
aber zu höheren Spannungen zwischen Bourgeoisie und Staatsapparat, die
nur durch eine zunehmend autoritäre Form des Bonapartismus an der Spitze
des Staates beruhigt werden können. Je mehr die kapitalistische Krise an die
Oberfläche kommt,  desto aggressiver muss dieser Bonapartismus auf  die
inneren und äußeren Spannungen reagieren. Vor allem die strikten Corona-
Maßnahmen  im  Land  mit  Lockdowns  in  mehr  als  45  Städten  in  den
vergangenen Monaten führte zu einer weiteren Schwächung der Wirtschaft.

16. Diese Analyse zeigt, dass wir weit davon entfernt sind, uns in einer neuen
Periode der steigenden Kapitalakkumulation zu befinden. Die nächsten Jahre
werden weiterhin von der Krise des gegenwärtigen Akkumulationsregimes
geprägt  sein.  Anders  als  zu  Beginn  der  Globalisierung  gibt  es  keine
entscheidenden neuen Niederlagen der Arbeiter_Innenklasse,  die zu noch
höheren  Ausbeutungsraten  führen  könnten.  Die  Profitraten  aller
imperialistischen Volkswirtschaften haben sich auf einem niedrigen Niveau
angeglichen. China ist selbst eher zu einem Krisenfaktor als zu einem Motor
der globalen Akkumulationsdynamik geworden. Alle Krisenfaktoren: Energie
und Ökologie,  Pandemie,  Verschuldung,  Inflationsgefahr,  Zusammenbruch
von Zombie Unternehmen, die aussichtslose Krise fast aller halbkolonialen
Regionen,  insbesondere der  Absturz  der  Schwellenländer,  die  wachsende
Kriegs- und Aufrüstungsgefahr – all das macht einen reibungslosen Übergang
zu  einer  neuen  Investitionswelle  in  klimaneutrale  und  intelligente
Technologien  (Energieeffizienz,  erneuerbare  Energien,  Industrie  4.0  etc.)
höchst unwahrscheinlich. Die Phänomene der „Deglobalisierung“, wie der
Rückgang  der  Direktinvestitionen,  das  geringere  Gewicht  globaler
Wertschöpfungsketten, die Schwächung des Welthandels, zum Beispiel durch
neue Zölle, sind ein Zeichen der Krise, kein Merkmal einer neuen Periode.
Auch wenn die „Globalisierung“ nicht mehr dynamisch voranschreitet, wird
es  dem  Kapitalismus  sehr  schwer  fallen,  sich  von  seinem  neuen
Internationalisierungsgrad zurückzuziehen. In der gegenwärtigen Krisenzeit
bedeutet dies, dass auch die Krise eine viel internationalere und globalere
Dynamik annimmt.



Kampf um die Neuaufteilung der Welt

17.  Die  russische  Invasion  in  der  Ukraine  hat  ein  neues  Kapitel  in  den
internationalen Beziehungen aufgeschlagen,  das  erhebliche Auswirkungen
auf  die  globale  Wirtschaftsordnung  hat.  Der  Ukrainekrieg  hat  sicherlich
Bewegung in die Blockbildung (also der außenpolitischen Ausrichtung der
Staaten) gebracht. Die hirntot geglaubt NATO ist plötzlich wieder erwacht,
die  USA  und  die  EU  fanden  wieder  zueinander  und  die  Beziehungen
zwischen der EU und Russland scheinen ein für alle mal zerbrochen. Die
Integration  von  Schweden  und  Finnland  in  die  Nato  verdeutlicht  dies
zusätzlich  und  verschärft  die  Konfrontation  mit  Russland,  welches  nun
tausende weitere Kilometer eine direkte Grenze mit einem NATO-Staat teilt.

18. Durch die Sanktionen wird die EU unabhängig von Russland, besonders
von Öl und Gas. Doch der westliche Block wurde durch den Krieg nicht nur
gestärkt. Außer der EU, USA, Kanada, Australien, Japan und Neuseeland hat
sich kein Land den Sanktionen gegen Russland angeschlossen. Diese Länder
wollen  die  Tür  hinter  sich  nicht  zuschlagen.  Indien  (traditionell  ein
Handelspartner  Russlands,  z.B.  als  Waffenimporteur)  kauft  massenweise
billiges russisches Öl. Durch ihre gemeinsamen Neutralität zum Ukrainekrieg
haben Indien und China ihr Beziehungen verbessert und versuchen gerade
ihre Grenzstreitigkeiten zu lösen.
Aber  das  beispiellose  Sanktionsregime  der  G7  haben  wegen  der
Unterbrechung  der  Getreide-,  Gas-  und  Ölversorgung  Folgen  weit  über
Europa hinaus. Russland und die Ukraine produzieren 19 % der weltweiten
Gerste,  14  %  459  des  Weizens  und  4  %  des  Mais.  Sie  sind  die
Hauptlieferanten von Raps für  den Rest  der  Welt  und liefern 52 % des
wel twe i ten  Sonnenblumenöls .  D ie  B lockade  bedroht  d ie  
Ernährungssicherheit  von  etwa  50  Ländern  in  Afrika  und  Asien.  Die
Lebensmittelpreise sind 2020 um 28 % und 2021 um 23 % gestiegen; in
diesem Jahr sind sie allein zwischen Februar und März um 17 % in die Höhe
geschnellt. Hungersnöte und Hungergskrisen sind damit vorprogrammiert.
Westliche Beschränkungen für russische Gas- und Ölexporte tragen ebenfalls
zum Inflationsdruck bei und bringt heute schon, vor allem in Großbritannien
die  Arbeiter_Innen  auf  die  Straße.  Massive  Preissteigerungen  führen  zu



Hunger und Not und treiben die Inflation in Ländern  an,  die weit  vom
Schauplatz des Konflikts entfernt sind.

19. Es wird deutlich welche Rolle Europa in diesem Konflikt einnimmt und
welche Interessen damit verteidiget werden sollen. Deutschland, als ein Land
welches gute wirtschafltliche Beziehungen zu Russland pflegte, liegt aktuell
gänzlich  auf  der  Linie  der  USA,  Russland  weiter  zu  stärken.  Die  USA
schlugen auch deshalb einen Konfrontationskurs mit Russland ein, um so
nicht nur den russischen Imperialismus, sondern vor allem auch eine Allianz
Deutschlands (und Frankreichs) mit Russland zu verhindern. . Mit dem Krieg
um die Ukraine haben die USA dieses Ziel erreicht und jede  absehbare
Hoffnung  von  Teilen  der  europäischen  Bourgeoisie  auf  eine  Allianz  mit
Russland  für die nächste Zukunft zunichte gemacht. Unter der Vorherrschaft
der  USA rüsten die  EU Staaten massiv  auf  und sind zu  einer  gewissen
militärischen und politischen Konzentration gezwungen, die zur Zeit von den
USA  wesentlich  mitbestimmt  wird,  später  aber  auch  eigenständige
europäische,  von  den  USA  unabhängige  und  mit  ihnen  rivalisierende
Institutionen  werden  könnten

20. Vor allem aber treibt der Krieg zugleich Russland in die Armee des viel
stärkeren chinesischen Imperialismus.  Da Russland und China heute den
Kern  der  riesigen  eurasischen  Landmasse  beherrschen,  stellen  sie
gemeinsam eine langfristige Bedrohung für die Welthegemonie der USA dar.
Wenn sie die „Freundschaft“,  die Wladimir Putin und Xi  Jinping bei  den
Olympischen  Winterspielen  am Vorabend  der  russischen  Invasion  in  der
Ukraine  in  herzlichen  Umarmungen  zum  Ausdruck  brachten,  in  ein
wirtschaftliches und  militärisches Bündnis umwandeln können, dann wird
sich eine neue Vorkriegszeit eröffnen, die in mancher Hinsicht derjenigen der
1870er, 1910er und 1930er Jahre ähnelt.

21. Die Weltordnung findet ihren größten Widerspruch jedoch im Gegensatz
zwischen USA und China. Er ist es, der der Weltlage maßgeblich bestimmt,
auch wenn mit  dem Ukrainekrieg der Fokus momentan auf  der  EU und
Russland  liegt.  Diese  Imperialismen  spielen  jedoch  wirtschaftlich  und
militärisch nur die zweite Geige. Die USA ist mit knapp $20 Billionen BIP die
größte Wirtschaftsmacht, China folgt mit $12 Billionen dahinter. Bei dem



momentan stattfindenden Wettrüsten stehen USA und China an der Spitze
und versuchen sich mit neuen Technologien und der Produktion der alten
Techniken auszustechen. Auch der Kampf um Einfluss wie z.B. in Pakistan,
Indien, Sri Lanka oder den Philippinen wird zwischen den imperialistischen
Hauptmächten  ausgefochten.  Hier  werden  besonders  asiatische  Staaten
erwähnt, weil sich viele davon noch nicht endgültig entschieden haben auf
welcher der beiden Seiten sie stehen wollen. Zudem ist zwischen Süd- und
Ostasien ein Großteil  der Weltbevölkerung konzentriert.  Dort stehen sich
auch USA und China direkt gegenüber; Nur getrennt durch den Pazifischen
Ozean.

22. Wir können Putins Gräueltaten in der Ukraine und Xi‘ Jinpings Vorgehen
gegen die Uiguren in Xinxiang, seine Unterdrückung in Hongkong oder seine
Drohung, in Taiwan einzumarschieren, die nicht im Geringsten gerechtfertigt
sind,  nicht  übersehen  oder  relativieren.  Wir  müssen  mit  ihren  Opfern
sympathisieren  und  uns  mit  ihnen  solidarisieren,  nicht  mit  ihren
Unterdrückern, aber ohne dem Westen einen demokratischen Heiligenschein
zu verpassen,  der nur zu Sozialimperialismus führen kann.  Revolutionäre
werden  all  diese  Handlungen  als  typisch  für  imperialistische  Mächte
erkennen,  auch  wenn  sie  rivalisieren

EU und innere Krise

23. Nachdem sich die führenden EU-Mächte zu Beginn des Jahrtausends
aufgemacht hatten, die  größte und führende Volkswirtschaft der Welt zu
werden, erlebten das EU-Projekt, die kapitalistische Einigung, der EURO und
andere Institutionen eine Reihe von Krisen und Rückschlägen – sei es die
Ablehnung  der  Europäischen  Verfassung,  sei  es  die  permanente
Schuldenkrise, die Flüchtlingskrise und als vorläufiger Höhepunkt der Brexit
Großbritanniens.

24. Der Krieg um die Ukraine bedeutet für die nahe Zukunft, dass die EU-
Staaten (und auch Großbritannien) politisch von den USA geführt werden,
dass  die  USA  den  geostrategischen  Takt  unter  den  westlichen
imperialistischen Mächten vorgeben. Eine wirtschaftliche oder gar politische
Annäherung  an  Russland,  wie  sie  von  Deutschland  und  Frankreich  seit



langem angestrebt wird, ist faktisch unmöglich geworden, solange es keinen
Regimewechsel in Russland gibt. Die USA konnten auch eine Umverteilung
der Kosten der NATO und ihrer Osterweiterung durchsetzen. Der Brexit und
der  Krieg  um die  Ukraine  haben die  Bewegungen und Kräfte  für  einen
schnellen  Austritt  in  der  EU  teilweise  zur  Besinnung  gebracht.  Keine
bedeutende Kapitalfraktion in den führenden imperialistischen Staaten der
EU (Deutschland, Frankreich, Italien) will einen. Deshalb treten wichtige EU-
skeptische rechtsextreme, rassistische Parteien (RN in Frankreich, Fratelli
d’Italia) nicht mehr für einen Austritt aus der EU ein, sondern wollen „nur“
die  Spielregeln  in  Brüssel  zugunsten  ihrer  Nation  ändern.  Dieser
Sinneswandel hat sicher auch damit zu tun, dass die EU-Staaten bei der
Bewältigung ihrer Schuldenkrisen immer abhängiger von der EZB geworden
sind. Hinzu kommt, dass Deutschland in den letzten Jahren seine Blockade
gegen  eine  gemeinsame Verschuldung  und  eine  wichtige  Rolle  der  EZB
faktisch aufgegeben hat. Das hat nicht nur mit dem Druck der Ereignisse
während der Pandemie und der Rezession zu tun, sondern auch damit, dass
ein Flügel des deutschen Kapitals (vor allem die Grünen, die SPD, aber auch
Teile der Union) glaubt, dass die Überwindung der inneren Widersprüche der
EU möglich ist, wenn die EU und ihre Institutionen eine treibende Rolle bei
der Umstrukturierung und Bildung eines europäischen Kapitals spielen, das
wiederum  natürlich  vom  deutschen  Kapital  dominiert  werden  soll.  Die
zunehmende  wirtschaftliche  und  finanzielle  Abhängigkeit  bedeutet  nicht,
dass die internen Probleme der EU überwunden sind. Um im Wettbewerb mit
den USA und China bestehen zu können, ist ein „positives“ europäisches
Projekt erforderlich. Der Green Deal stellt einen solchen Versuch dar. Der
Ukraine-Krieg  ermöglicht  es,  die  gemeinsame  Rüstungs-,  Militär-  und
Außenpolitik  stärker  ideologisch  als  Kampf  für  die  Demokratie  zu
rechtfertigen. Die derzeit weit verbreitete Einigkeit unter den Gegnern sollte
jedoch nicht vergessen lassen, dass die EU nach wie vor von historischen
Antagonismen imperialistischer Mächte durchdrungen ist,  die allein keine
den  USA  oder  China  gleichwertige  Rolle  ausfüllen  können,  die  aber
andererseits bereit sein müssen, untereinander einen neuen Modus vivendi
zu  finden,  eine  Partnerschaft  unter  deutscher,  manchmal  französischer
Führung, und Europa in ihrem Interesse zu organisieren. Darüber hinaus
können sie dies nicht in einem Vakuum tun. Derselbe Wettbewerb, dieselben



Krisen, die sie zur Einigung drängen (was eigentlich dem Entwicklungstrend
der Produktkräfte entsprechen würde), bringen auch jene Kräfte hervor, die
einer Überwindung der nationalen Fragmentierung des Kontinents im Wege
stehen.  Hinzu  kommt,  dass  die  USA  und  China  selbst  Akteure  im
europäischen Spiel sind. Wie in den letzten Jahrzehnten wird die Frage des
Verhältnisses zwischen Deutschland, Frankreich und – in geringerem Maße –
Italien letztlich entscheidend für die Zukunft der EU sein

Halbkoloniale Welt

25.  Die  gegenwärtige  wirtschaftliche  und  ökologische  Krise  trifft  die
halbkoloniale Welt natürlich besonders dramatisch. Gleichzeitig bedeuten die
Entwicklung einzelner großer halbkolonialer Volkswirtschaften in den letzten
Jahren, die Schwächung der US-Hegemonie und der zunehmende Kampf um
die Neuaufteilung der Welt auch, dass wichtige Regionalmächte versuchen,
in  diesem  Kampf  ihre  eigene  Position  innerhalb  der  imperialistischen
Weltordnung  zu  verbessern.  Dies  gilt  für  eine  Reihe  von  Staaten,  wie
Indonesien,  Indien,  Pakistan,  die  Türkei,  Saudi-Arabien,  Iran,  Südafrika,
Brasilien, um nur einige zu nennen. Es wäre impressionistisch, diese Länder
als imperialistisch zu bezeichnen, auch wenn einige von ihnen ihre eigenen
Finanzkapitale  entwickelt  haben  (insbesondere  Indien)  und  zu  wichtigen
regionalen Mächten geworden sind oder dies anstreben.

26. Generell kann man sagen, dass einige dieser Staaten, allen voran Indien,
in den letzten Jahrzehnten einen wirtschaftlichen Aufschwung erlebt haben.
Andere sind eher im Niedergang begriffen, vor allem Südafrika, aber auch
Länder wie Brasilien und die meisten anderen lateinamerikanischen Staaten.
Länder wie Pakistan, die Türkei und der Iran (in gewissem Maße auch die
Golfstaaten)  sind  dagegen  durch  eine  extreme  Form  der  ungleichen
Entwicklung gekennzeichnet. Pakistan und Iran beispielsweise befinden sich
in einer fast ständigen Wirtschaftskrise. Andererseits verschaffen ihnen die
Schwächung der US-Hegemonie und der Aufstieg Chinas einen gewissen
Spielraum  –  nicht  zuletzt,  weil  sie  ihren  Einfluss  auch  in  Ländern  wie
Afghanistan oder dem Irak ausbauen konnten.

27.  In  der  nächsten  Periode  werden  sie  alle  mit  massiven  internen



wirtschaftlichen und sozialen Krisen konfrontiert sein, allerdings unter sehr
unterschiedlichen Voraussetzungen. Während sich das Modi-Regime und in
geringerem  Maße  auch  das  von  Erdogan  auf  eine  breite  Basis  in  der
herrschenden  Klasse  stützen  können  und  die  traditionellen  bürgerlichen
Kräfte (Kongress und Kemalismus) erfolgreich ersetzt haben, befinden sich
die bürgerlichen Parteien und Institutionen in Ländern wie Pakistan selbst in
einem massiven inneren Konflikt. Generell können wir aber davon ausgehen,
dass  die  Arbeiter:innenklasse,  die  in  der  Globalisierungsperiode in  Asien
massiv gewachsen ist, vor einer Art Bewährungsprobe steht, die auch die
Möglichkeiten des Aufbruchs und der Entstehung neuer Organisationen und
politischer Parteien der Klasse eröffnet.

28. Im Nahen Osten und in Nordafrika, und noch mehr in Afrika, ist die
Situation  eindeutig  anders.  Hier  ist  die  Konterrevolution  nach  den
Niederlagen des Arabischen Frühlings eindeutig gestärkt. Die Krise der US-
Hegemonie und die Konfrontation mit Russland und China bedeutet, dass
Länder  wie  Saudi-Arabien  und Israel  im Inneren weitgehend freie  Hand
haben. Das gilt im Grunde auch für Erdogan gegenüber dem kurdischen Volk
und der Enklave Rojava. Die Mobilisierungen wie kürzlich im Irak oder auch
revolutionäre  Bewegungen  wie  im  Sudan  sind  durch  eine  extreme
Führungskrise  gekennzeichnet.  In  Lateinamerika  erleben  wir  auch  die
Auswirkungen  der  Pandemie  und  jetzt  der  Inflation.  Politisch  ist  der
Kontinent jedoch nach wie vor von bedeutenden Klassenkämpfen geprägt,
einer  Konfrontation  zwischen  reformistischen  und  links-populistischen
Kräften  auf  der  einen  Seite  und  neoliberalen,  autoritären  bis
bonapartistischen  Kräften  auf  der  andern.

Reaktionäre  auf  dem  Vormarsch  –  Frauen-  und  LGBTIA-
Unterdrückung

29. Die Lage von Fraune und LGBTIA Menschen verschlächtert sich in der
aktuellen Phase immer mehr. Weltweit verdienen Frauen im Durchschnitt
23% weniger als Männer und dabei leisten sie jeden Tag 12,5 Milliarden
Stunden unbezahlte Arbeit (Reproduktionsarbeit, Hausarbeit usw.). Es bleibt
jedoch nicht nur bei der ungleichen oder keinen Bezahlung, weltweit haben
weniger als die hälfte der Frauen einen Job.



30.  In  Zuge  der  Verschärfung  der  Krisen  werden  Rechte  die  durch  die
Arbeiter_Innen erkämpft wurden, Schritt für Schritt zurück genommen und
es  findet  weltweit,  bis  auf  einige  Länder  ein  Rollback  von  veralteten
Frauenrollen und LGBTIA-Feindlichkeit und dem konservativen Familienbild
statt.  Die  USA  hat  dabei  in  den  meisten  Staaten  das  Abtreibungsrecht
komplett gelöscht oder immer weiter verschärft. Aber auch hier in Europa
nehmen Reaktionäre Frauen- und LGBTIA Feindliche Politik fahrt auf. Polen
und Ungarn sind dabei die Länder, in welchen in den Letzen Jahren und
Monaten das Abtreibungsrecht verschärft wurde und auch die Rechte von
LGBTIA  Menschen  eingeschränkt  wurden  oder  ihre  Existenz  gänzlich
abgelehnt wurde. Das spielt immer mehr den Rechten in die Hände mit ihren
konservativen Familinivorstellungen. Es häufen sich immer mehr Angriffe
und gezielte Morde an Frauen- und LGBTIA, sowie in Bratislava.

Die  Rechte  von  LGBTIA  und  insbesondere  trans  Personen  stehen
international vor noch massiveren Angriffen. Besonders in den USA und in
Großbritannien  spitzt  die  Lage  sich  zunehmend  zu.  In  den  ersten  drei
Monaten  von  2022  wurden  in  den  USA  nicht  weniger  als  240
Gesetzesentwürfe eingereicht,  die  LGBTIA-Rechte einschränken.  Etwa die
Hälfte davon bezieht sich ausschließlich und spezifisch auf Menschen, die
transgender  sind,  allen  voran  Jugendliche  und  Kinder,  eine  fast
verschwindend  kleine  und  massiv  vulnerable  Minderheit.  Ein  Gesetze
schränkt  z.B.  die  Aufklärung  über  LGBTIA-Themen  im  Unterricht  und
Unterstützung  von  LGBTIA-Jugendlichen  durch  Schulpersonal  sowie  das
bloße  thematisieren  von  z.B.  zwei  Vätern  ein,  weil  queere  Menschen
essentiell  sexualisiert  werden.  Ein  weiteres  verlangt,  dass  ein  Arzt  das
Geschlecht  von  trans  Jugendlichen  feststellt,  bevor  diese  (meist
geschlechtlich  falsch  eingeordnet)  am  Schulsport  teilnehmen  dürfen.  In
Texas  konnte  es  kurzzeitig  als  Kindeswohlgefährdung  ausgelegt  werden,
wenn Eltern ihre trans Kinder unterstützen, was Familien dazu bewogen hat
umzuziehen. Das wurde allerdings nach Protesten von trans Personen und
Unterstützer_Innen  zurückgenommen.  Ähnliches  sehen  wir  in
Großbritannien,  wo seit  dem Gerichtsprozess der detransitionierten Keira
Bell  medizinische  Notwendigkeiten  für  trans  Personen  massiv  erschwert
wurden und der  öffentliche  Diskurs  über  transgender  Menschen zutiefst



reaktionär  ist.  In  Ungarn  sind  Personenstandsänderungen  unmöglich
gemacht worden. Die Proteste, die sich gegen diese zugespitzten Angriffe
richten, verbleiben meist eher klein, lokal,  von LGBTIA Personen vor Ort
getragen und überwiegend defensiv. Hintergrund der steigenden Angriffe auf
trans-Personen  ist  der  aktuelle  gesellschaftliche  Rechtsruck,  der  in
Kr isenze i ten  e ine  Stärkung  t rad i t ione l ler  Fami l ien -  und
Geschlechterordnungen  propagiert.  Dieser  Rechtsruck  findet  auch  im
Feminismus  durch  eine  Stärkung liberaler  Feminist_innen  (wie  Annalena
Baerbock)  oder  TERFs  (Trans  Exclusionary  Radical  Feminists)  seinen
Ausdruck. In Großbritannien und den USA erleben wir auch zunehmend, dass
sich diese „Feminist_Innen“ im Angesicht der „bedrohlichen Gefahr durch die
Gender-Ideologie“  auf  Querfronten  mit  zutiefst  konservativen  und
rechtsradikalen Kräften einlassen. In Deutschland sehen wir diese Dynamik
bisher nicht in der Form, es ist aber nicht auszuschließen, dass die Angriffe
hier eine ähnliche Entwicklung vollziehen werden. Bereits aktuell finden sich
Argumente von TERFS nicht nur in rechten Kreisen sondern auch vereinzelt
und zunehmend in linken Organisationen und Bewegungen. Die Debatten um
trans  Frauen  im  Profisport  und  das  von  der  Ampel  vorgeschlagene
Selbstbestimmungsgesetz  (das  das  erniedrigende  Transsexuellengesetz
ersetzen soll) werden mit dehumanisierenden und transphoben Argumenten
geführt, mit der Vorgabe, „echte Frauen zu schützen“. Es gilt also weiterhin
und umso mehr, LGBTIA und v.a. trans Menschen vor Angriffen auf ihre
Rechte  zu  schützen  und  den  Argumenten  von  scheinfeministischen
Transfeind_Innen  entschlossen  entgegenzutreten.

31.  Das  Austreten  der  Türkei  aus  den  Frauenrechtskonvention  war  ein
weiterer  Einschnitt  in  die  Frauenrechte  und  macht  die  internationale
Stimmung  um  die  Frage  noch  einmal  deutlich.  Durch  die  Pandemie
verschärfte sich außerdem die (häusliche-) Gewalt gegenüber Frauen und
LGBTIA Menschen und verschlimmerte damit ihre Lage immer mehr. Durch
die Lockdowns waren viele Menschen gezwungen mehr als zuvor sich in den
Häusern/Wohnungen mit ihren Partner_Innen aufzuhalten, der Schutz vor
häuslicher und sexualisierter Gewalt war kaum noch vorhanden. Durch die
Schließung  von  Schulen/Kindertagesstätten  etc.  stieg  auch  da  die
Doppelbelastung auf weibliche Personen, die dies kompensieren mussten.



Dies führte auch zu einer weiteren Verstärkung der Rollenverteilung.

32. Außerdem sind weltweit 70% des Personals in sozialen und Pflegeberufen
Frauen. Gerade diese Einrichtungen waren darauf fokussiert die Folgen der
Pandemie  zu  bekämpfen,  ohne  eine  faire  Bezahlung  geschweigeden
angemessenen Arbeitsbedingungen. Erste Betroffene in der Entlastungswelle
während  der  Pandemie  waren  vor  allem Frauen  und  LGBTIA  Personen,
welche  unteranderem im  Niedriglohnsektor  und  in  präkern/schlecht  und
informell  Bezahtlten  Jobs  ihren  Unterhalt  verdienen.  Alleine  in  Europa
verloren in den ersten Monaten der Pandemie 70% der in informellen Sektor
arbeitenden Frauen ihr Einkommen. Diese ökonomischen Folgen, machen
Frauen  und  LGBTIA  Personen  immer  mehr  von  ihrem  männlichen
Vormund/Ehemann/Vater etc. abhängig und drängt sie wieder zurück in die
familiären und patriarchalen Strukturen.

33.  Es  gibt  jedoch  auch  einige  positive  Beispiele  die  aufzeigen,  was
fortschrittliche Politik verändern kann, so wurde in Spanien nicht nur das
Abtreibungsrecht  ausgebaut,  sondern  es  gibt  immer  mehr  Rechte  die
Sexuelle Vergehen bestragen und es auch als solche anerkennen. Und noch
immer spielen Frauen in internationalen Protesten eine große Rolle, sei es in
der  aktuellen Revolte  im Iran oder  in  der  Umweltbewegung,  wo Frauen
führende Rollen übernehmen.

Die  derzeitigen  Proteste  im  Iran  werden  international  mit  (formellen)
Solidaritätsbekundungen  beantwortet.  Statt  einer  bedingungslosen
Aufnahme  aller  Geflüchteten  und  internationalem  Zusammenschluss  der
Frauenbewegung in Solidarität wird nun u.a. in Deutschland über Sanktionen
gegen das Regime nachgedacht. Diese müssen verhindert werden, da sie in
erster  Linie  die  Protestierenden selber  treffen  werden.  Die  Bewegungen
zeigen sich jedoch stark, sie werden von Frauen angeführt und richten sich
gegen  die  massiv  frauenfeindliche  Gesetzgebung  und  das  Regime.
Zunehmend werden die Aufstände auch durch breite Streiks begleitet und
immer mehr werden die Proteste explizit  klassenkämpferisch.  Sollten die
Bewegungen nicht an der fehlenden Führung, ihrem Pluralismus oder den
massiven  Repressionen  und  der  Gewalt  von  Regierung  und  Militär
zerbrechen,  könnte  ihr  Erfolg  nicht  nur  positive  Auswirkungen  auf  die



Region,  sondern auch auf die internationale Frauenbewegung haben. Ein
Sturz des extrem frauenfeindlichen Regimes im Iran könnte zum Vorbild und
Anstoß für internationale Kämpfe gegen die aktuellen reaktionären Angriffe
werden.

Die Lage der Jugend in halbkolonialen Ländern

34.  Mit  der  Verschärfung  der  Krisen,  dessen  Auswirkungen  auf  die
Halbkolonialen Welt, verschläft sich auch die Lage der Jugend drastischer
und an viele Stellen auch mehr als für den Großteil der Arbeiter_Innenklasse.
Aufgrund dessen das sie weniger im Arbeitsmarkt vertreten sind, oder nur
die  prekären  Jobs  ausüben,  werden  sie  in  Krisen  Situationen  als  erstes
entlassen  und  haben  oft  nicht  mal  die  Möglichkeit  dazu,  sich
Gewerkschaftlich  zu  organisieren.  Dabei  wächst  aber  der  Druck  auf  sie
seitens der Familien immer mehr, denn Jugendlichen wird oft aufgezwungen
für die Familien mit aufzukommen. Die Arbeitslosenquote steigt innerhalb
der  Halbolonialen  Welt  auch  bei  Jugendlichen  weiter  an,  so  haben  zum
Beispiel  Länder  wie  Südafrika  eine  Jugendarbeitslosenquote  von  61,4%,
welches damit im Listenende steht. Die meisten Jugendarbeitslosenquoten
der Halbkolonialen Welt liegen zwischen 30 und 15%, was bedeutet, dass
jeder 3. bis 5. Jugendliche arbeitslos ist. Und diese Zahlen werden weiter
ansteigen, je mehr sich die Krisen verschärfen.

35. In Europa sieht die Lage dabei nicht besser aus, Griechenland, welches
schon  durch  die  Weltwirtschaftskrise  2008-10  zu  dem  großen  Verlieren
gehörte, verzeichnet die höchste Jugendarbeitslosigkeit (28,6%) in Europa.
Die Jugend kommt in eine Phase, in welcher die Zukunft in der sie lebt so
ungewiss ist wie noch nie zu vor, die Zeiten einer „Besseren Welt, die auf uns
warten“ sind Real für viele vorbei und nur noch ein trauriges Gespenst aus
alten Filmen. Das führt vermehrt dazu, dass Jugendliche nicht nur an der
Spitze von aufkommenden Protesten stehen, da sie es sind mit dem Interesse
an eine bessere Zukunft und mehr Perspektiven, sondern auch der Teil der
Arbeiter_Innenklasse  darstellen,  der  immer  weniger  Hoffnungen  in  die
staatlichen Strukturen hat, in denen sie leben. Dies bedeutet einerseits, dass
Jugendliche  eine  treibende  Kraft  in  Massenprotesten  sein  können,
andererseits  aber  auch,  dass  viele  aufgrund  der  Perspektivlosigkeit  und



dessen das sie zwar an Spitzen von Bewegungen stehen aber kein eigenes
Sprachrohr besitzen, die Perspektive in den Ländern, in denen sie leben nicht
mehr sehen. Die Frage der Flucht und Migration stellt sich vor allem hier den
Jugendlichen,  denn  oft  haben  sie  dann  noch  Hoffnung  in  einem
imperialistischen  Land  von  all  der  Unterdrückung  und  Ausbeutung  zu
entkommen. Für die Jugend ist nicht nur die Frage der Führungslosigkeit ein
großes Problem, sondern auch die der Organisierung. Dies kann in spontan
aufkommenden Massen dazu führen, dass sie eher mundtot gemacht werden.
Es  fehlt  an  Organisation  außerhalb  von  meist  zeitlich  begrenzten
Bewegungen,  Verbindung  von  Kämpfen  und  einer  übergreifenden
Organisation  zur  Interessenvertretung  von  Schüler_Innen.

Die  Ampelkoalition  als  Organisatorin  der  „Zeitenwende“  für  das
deutsche  Kapital

36.  Kurz  nach  dem  Angriff  Russlands  auf  die  Ukraine  verkündete  der
deutsche  Bundeskanzler  Olaf  Scholz  eine  „Zeitenwende“.  Was  er  damit
gemeint  hat,  wird von Woche zu Woche deutlicher:  Es  bilden sich neue
globale Blöcke und die Kosten der Krise werden auf die Arbeiter_innenklasse
abgewälzt. Die Krise ist dabei 3-facher Art: Eine globale Klimakrise bedroht
die  Fortexistenz  des  Menschen  auf  diesem  Planeten.  Mit  über  4500
Hitzetoten in Deutschland zählt die vergangene Hitzewelle zu den tödlichsten
Sommern  überhaupt.  Überschwemmungen,  Artensterben,  Dürren  und
Waldbrände  machen  den  Klimawandel  lassen  den  Klimawandel  als  ein
Problem erscheinen, welches längst nicht mehr nur die halbkoloniale Welt
betrifft. Auch wenn die Coronakrise als weniger gefährlich dargestellt und in
neoliberaler Manier auf die individuelle „Eigenverantwortung“ gepocht wird,
hat das Virus in der vergangenen Periode 153 000 Menschen in Deutschland
das Leben gekostet. Die dritte Krise ist eine Wirtschaftskrise samt hohen
Inflationsraten,  welche  durch  historisch  niedrige  Kapitalverwertung,  die
Tendenz zur De-Globalisierung und die Verschuldungskrise ausgelöst wurde
und  durch  den  Zusammenbruch  globaler  Lieferketten  infolge  der
Coronakrise  und  des  Ukraine-Krieges  verschärft  wird.

37.  Wir  erwarten  eine  wirtschaftliche  Rezession  als  Folge  der  Inflation.
Aktuell sagt das Institut für Wirtschaftsforschung noch relativ optimistisch



eine Schrumpfung des deutschen BIPs um 0,7 Prozent voraus.  Auch das
deutsche Kapital selbst blickt laut dem ifo-Geschäftsklimaindex vom Oktober
2022  pessimistisch  in  die  eigene  Zukunft.  Der  Zusammenbruch  globaler
Lieferketten, das Sinken des globalen Konsumniveaus sowie der Stopp des
Zufluss  von  billigen  Rohstoffen  aus  Russland  haben  das  deutsche
Exportkapital  schwer  getroffen.

38.  Während das  deutsche Kapital  in  der  vergangenen Konferenzperiode
noch damit geliebäugelt hat, durch eine Stärkung der EU und seiner eigenen
Führungsrolle darin sowie den Ausbau der Beziehungen zu Russland (siehe
Nordstream 2) und China eine eigene globale Konkurrenzrolle in der Liga der
imperialistischen Staaten einzunehmen, wurde es durch die Taktik der USA
Russland international zu isolieren quasi in die Rolle des Juniorpartners der
USA gezwungen.

39. Im Spektrum der bürgerlichen Parteien verkörperten insbesondere die
Grünen, aber auch die FDP und die Mehrheit der CDU diese transatlantische
Linie. Konflikte gibt es dabei mit den Kapitalfraktionen, die dadurch ihre
Profite bedroht sehen, verkörpert durch die Minderheit in der CDU, die AfD
und die schwankende Position der SPD. Die Ampel-Koalition erfüllt für das
Kapital dabei den allgemeinen Zweck seine Interessen nach innen (durch
Einbindung  der  Arbeiter_innenklasse  und  Gewerkschaften  in  Form eines
SPD-geführten Innen- und Arbeitsministeriums) und nach außen (durch ein
grün-transatalantisch geführtes Außenministerium) zu vertreten. Dabei hat
es mit dem FDP-geführten Finanzministerium eine starke Lobby, die dafür
sorgt, dass die Krisenkosten zu gering wie möglich für das Kapital gehalten
und  auf  die  Lohnabhängigen  abgewälzt  werden  (siehe  Pläne  für
Bildungskürzungen). Eine wichtige Aufgabe der Ampel es ist, den deutschen
Monopolkonzernen  finanzielle  Verluste  in  großem  Maßstab  zu  bezahlen
(Gaspreisdeckel,  Einstieg  bei  Uniper  etc.)  und  Energiesichert  zu
gewährleisten (panische Reisen von Habeck und halbgare Blitzverträge mit
Qatar).

Die Ampelkoalition ist das Ende der Merkel-Ära und vorerst auch das der
Zeiten der GroKo.  Als  solches bestand neben dem Kleinbürger_Innentum
auch in Teilen der Arbeiter_Innenklasse eine Hoffnung in die neue Regierung



als Organisatorin einer „Zeitenwende“ v.a. bezüglich der Sozial- Wirtschafts-
und Außenpolitik. Diese Wende findet auf mehreren Ebenen statt, allerdings
als Angriff und Rollback, untermauert mit der ideologischen Rechtfertigung
durch Krieg und Krise. Es ist eine „Zeitenwende“, aber keine im Sinne derer,
die dieser Koalition mit Hoffnung entgegengeblickt haben. Dass dieser Verrat
an der eigenen Basis und dem eigenen Programm durch v.a. SPD und Grüne
nun als alternativlos dargestellt wird, muss angegriffen und gegenüber der
Arbeiter_Innenklasse,  die  ihre  Hoffnung  immer  noch  in  die  SPD  setzt,
(anhand ihrer tatsächlichen Politik) entlarvt werden.

Krieg und „Nationale Einheit“

40. Das politische Bewusstsein der Arbeiter_innenklasse in Deutschland steht
mehrheitlichim Zeichen der nationalen Einheit,  was nicht heißt,  dass das
Land nicht politisch tief gespalten ist. Diese Spaltung erfolgt jedoch nicht
anhand einer Klassenlinie zwischen Arbeit und Kapital. Vielmehr ordnet sich
die Arbeiter_innenklasse den 2 bürgerlich geführten Blöcken unter: Auf der
einen Seite befindet sich der vom Exportkapital dominierte Block, der für
einen Green New Deal, gemäßigte Coronaschutzmaßnahmen, Migration von
Fachkräften,  mehr  europäische  Integration  etc.  eintritt  (SPD,  Grüne,
Mehrheit der CDU, FDP, „Die Vernünftigen“), während auf der andere Seite
der  Block  des  kleineren,  auf  den  deutschen  Binnenmarkt  orientierten
Kapitals besteht, der durch seine in der globalen Konkurrenz in Bedrängnis
geratene  Posit ion  gegen  Umweltschutzmaßnahmen,  gegen
Coronaschutzmaßnahmen, gegen Migration und gegen die EU wettert (AfD,
Minderheit in der CDU, „die Unvernünftigen“).

41.  Zuerst  die  Coronakrise  und  nun  der  Ukraine-Krieg  haben  trotz  der
großen sozialen Verwerfungen und Deklassierung durch das Anbiedern von
SPD, Linkspartei und DGB die Bildung eines Bewusstseins der „nationalen
Einheit“  begünstigt.  Dies  führt  dazu,  dass  die  Arbeiter_innenklasse  in
Deutschland  Angriffe  billigend  in  Kauf  nimmt  (siehe  „Frieren  für  den
Frieden“,  Verzicht auf Lohnforderungen bei IGBCE, IG-Metall  und verdi).
Dabei  konnte  das  Kapital  seine  Aufrüstungspläne  (,die  schon  vor  dem
Ukraine-Krieg in Form von Floskeln für „Mehr Übernahme internationaler
Verantwortung“ auf dem Tisch lagen,) nahezu widerstandslos durchsetzen.



Die  über  50  000  Unterschriften-starke  Kampagne  gegen  die
Grundgesetzänderung  zur  Aufrüstung  ist  praktisch  ohne  Konsequenzen
geblieben. Dem Kapital ist  es damit gelungen, die historisch gewachsene
Aufrüstungssekpsis in der deutschen Bevölkerung (3 Millionen Menschen auf
Demo gegen den Irakkrieg 2003) zu zerschlagen. Die Grünen, welche das
Vertrauen vieler Pazifist_innen genossen, bildeten dabei die Sperrspitze.

42.  Die  wichtigsten  Kriegsinstrumente  stellen  aktuell  großzügige
Waffenlieferungen und Wirtschaftssanktionen in historisch nie dagewesenem
Ausmaß dar.  Die  zunächst  zögerliche  und  abwartende  Haltung  der  SPD
konnte  auf  Druck  der  Grünen,  der  CDU und  der  konservativen  Medien
schnell  gebrochen  werden.  Ziel  ist  es  dabei  Russland  kriegsunfähig  zu
machen und es durch eine nachhaltige Schwächung seiner Wirtschaft aus der
Liga  der  imperialistischen  Staaten  zu  verbannen  (siehe  bereits  2014
Rausschmiss  Russlands  aus  G8-Runde).

43.  Die  Ampel  versucht  die  aktuelle  Kriegssituation  ferner  für  ein
klimaschädliches Rollback zu nutzen. Die mühsam erkämpften Erfolge der
Anti-AKW-Bewegung  (Atomausstieg  2011)  und  der  Klimabewegung
(Kohleausstieg 2038) sollen wieder zurückgenommen werden. Während sich
die AfD und der rechte Flügel der CDU als Vorreiterinnen für ein Zurück zur
vermeintlich  (!!)  sauberen  Atomkraft  präsentieren,  dient  das  grüne
Energieministerium  Habecks  dem  Kapital  dazu,  den  Kohleausstieg  noch
weiter nach hinten zu verschieben, Öl aus Qatar und Frackinggas aus den
USA zu besorgen und durch die Integration der Klimabewegung Widerstand
dagegen zu verhindern.

44.  Eine  der  wichtigsten  Tagesforderungen  ist  es,  jede  Fortführung  des
Krieges,  ob  durch  russische  Panzer  oder  westliche  Sanktionen  und
Waffenlieferungen, abzulehnen! Eine größere Friedensbewegung ist jedoch
aus  den  anfänglichen  Großmobilisierungen  gegen  den  Krieg  nicht
entstanden. Ein Großteil der Kriegsgegner_innen vertritt die Regierungslinie
und  betrachtet  Sanktionen  und  Waffenlieferungen  als  einzige  Mittel  zur
Beendigung des Krieges. Das wesentlich kleinere Lager aus traditionell pro-
russischer  Friedensbewegung,  Stalinist_innen  und  AfD  erkennt  der
Bevölkerung in der Ukraine unter dem Slogan „Frieden mit Russland“ ein



Recht auf Selbstverteidigung ab. Das kleinste aber progressivste Lager hat
es  nicht  geschafft  den  einzig  richtigen  Slogan  „No  Nato-  No  Putin“  in
größere bundesweite Aktionen unter Einbindung von Klassenorganisationen
zu  übersetzen.  Auch  Versuche  von  Sozialverbänden,  Linkspartei  und
Gewerkschaftsgliederungen eine Bewegung gegen die Aufrüstungsvorhaben
der Ampel aufzubauen, ist aufgrund dem Ausweichen oder der Abwesenheit
einer Positionierung zum Ukraine-Krieg insgesamt gescheitert.

45. Waffenproduktion und -lieferungen müssen durch politische Streiks der
Beschäftigten in Rüstungs- und Transportindustrie unterbunden werden. In
der kommenden Periode gilt es außerdem die unpopuläre Forderung nach
einem Stopp der Sanktionen in die Linke zu tragen (Nur noch 53% der
Deutschen  unterstützen  die  Sanktionen  gegen  Russland,  wenn  dies
persönlichen Verzicht für sie bedeutet). Dabei müssen wir uns jedoch stark
von der AfD oder dem Wagenknecht-Flügel der Linkspartei abgrenzen, denn
wir lehnen die Sanktionen nicht wie diese Kräfte ab,  weil  sie auch dem
deutschen  Kapital  und  Kleinbürgertum  schaden,  sondern  weil  sie  der
russischen Arbeiter_innenklasse schaden und ein Mittel der imperialistischen
Kriegsführung darstellen, welches der NATO-Block für sich nutzt, um RU als
imperialistischen  Konkurrenten  auszuschalten  und  den  USA  nutzt,  um
Europa  stärker  an  sich  zu  binden  und  seinen  Hauptkonkurrenten  China
weiter  zu  isolieren.  Es  gilt  jedoch  ebenso  aufzuzeigen,  dass  eine
Widereröffnung von „Nordstream2“ und der Ausbau fossiler Energieträger
angesichts der Flutkatastrophe in Pakistan, die über 30 Mio. Menschen in
tiefste Not gestützt hat, ein Verbrechen darstellt. Wir treten weiterhin für
den  schnellstmöglichen  Ausstieg  aus  fossiler  Energiegewinnung  unter
Arbeiter_innenkontrolle  ein.  Wir  lehnen  die  zynische  Doppelmoral  im
Umgang  mit  ukrainischen  Geflüchteten,  russischen  Deserteur_innen  und
muslimischen Geflüchteten ab. Stattdessen fordern wir offene Grenzen sowie
Arbeitserlaubnisse, Mindestlohn und Privatwohnungen für alle Geflüchteten!
Zur  Beendigung  der  Kriegshandlungen  fordern  wir  einen  sofortigen
Waffenstillstand. Gleichzeitig lehnen wir jedoch jede „diplomatische Lösung“
kategorisch ab, denn diese stellen nur zeitweilige Kompromisse zwischen
imperialistischen  Mächten  (die  gerade  keine  Möglichkeit  mehr  sehen,
anderweitig mehr für ihre Interessen rauszuschlagen) dar, sind meistens nur



temporär und nie im Sinne der Arbeiter_innenklasse. Unsere Alternative ist
eine  unabhängige  Position  der  Arbeiter_innenklasse:  ein  revolutionärer
Defätismus  auf  der  Basis  internationaler  Klassensolidarität.

Rechtsruck vorbei?

Im Zuge der Verschärfung der Krise nimmt auch der Rechtsruck weiter zu,
allerdings teilweise in anderen Formen und mit neuen Dynamiken, es ist
wichtig diese zu verstehen um diesen neuen Rechtsruck, der sich nicht mehr
auf  das  Erstarken  rechtspopulistischer  Kräfte  jenseits  des  klassischen
Konservativismus  und  daraus  folgend,  dessen  langsames  Wandern  nach
Rechts  beschränkt,  sondern  die  komplette  bürgerliche  Politik  gravierend
verändert,  zu bekämpfen. So sind es im Moment vor allem die Teile des
bürgerlich-liberalen  Lagers,  die  sich  traditionell  als  links  und  progressiv
betrachten, die extrem stark nach rechts driften, das Beispiel der Grünen in
Deutschland zeigt dies besonders eindrucksvoll. Eine Partei die über lange
Zeit  in  ihrem Selbstverständnis  Pazifismus  vertreten  hat,  treibt  nun  das
imperialistische Säbelrasseln und die größte Aufrüstung Deutschlands seit
1945  voran  und  fordert  die  kompromisslose  Bekämpfung  des
imperialistischen Rivalen Russlands. Der starke Rechtsruck der Grünen in
den  Außenpolitik  kommt  mit  Verzögerung  auch  in  anderen  politischen
Feldern an. So trieben die Grünen aktiv voran, dass das Dorf Lützerath im
Rheinischen  Braunkohlerevier  doch  noch  abgebaggert  wird,  einzig  und
alleine  um  RWE  mehr  Profit  ermöglichen  zu  können,  biedert  sich  den
reaktionärsten Regimen, wie Katar, Aserbaidschan oder der Türkei an, und
lehnt Entlastungen für die Bevölkerung oder Besteuerung von Krisenprofiten
ab.

Innerhalb der Grünen hat sich bereits mit ihrer Regierungsbeteiligung 1998
der Flügel durchgesetzt, der die Partei von sämtlichen pazifistischen und
sozialen Altlasten aus ihrem politischen Entstehungskontext befreien wollte.
So organisierte die Partei  mit  dem Kosovo[1]Krieg den ersten deutschen
Kriegse insatz  nach  dem  zwei ten  Weltkr ieg ,  versetzte  der
Arbeiter_innenklasse mit der Agenda 2010 einen historischen Schlag und
stimmte den imperialistischen Kriegseinsätzen in Afghanistan und Mali zu.
Seither unternehmen die Grünen den Versuch, von der kleinbürgerlichen



Partikularpartei zur vorherrschenden bürgerlichen Kraft aufzusteigen. Durch
ihre  konsequente  transatlantische  Ausrichtung,  ihre  Bereitschaft  zur
Militarisierung  Deutschlands  im  Zeichen  des  „Schutzes  demokratischer
Werte“ sowie die Perspektive einer industriell-technischen Erneuerung des
deutschen  Kapitals  (Stichwort  „Green  New  Deal“)  auf  Kosten  der
Arbeiter_innenklasse präsentierte sich die Partei im Bundestagswahlkampf
2021 als  moderne alternative für  die  exportorientierten Kapitalfraktionen
(laut  einer  Umfrage  der  deutschen  Bank  von  2021  wünschte  sich  die
Mehrheit  der  Entscheider  in  200  deutschen  Industrieunternehmen  eine
grüne  Regierungsbeteiligung).  Der  reaktionäre  Charakter  des  grünen
Programms wird in dem Maße deutlicher,  indem sich der Kampf um die
Neuaufteilung der Welt zuspitzt.

Auch beträchtliche Teile der sozialdemokratischen bis links-reformistischen
Linken schließen sich diesem bürgerlichen Rechtsruck an und stimmen, ganz
in alter Burgfrieden Manier, zu, dass man sich nun hinter den „freiheitlich
demokratischen“ Westen stellen müsse um diesen gegen den viel übleren
russischen Imperialismus zu verteidigen, und das man dafür nun einmal auch
in Kauf nehmen muss, dass die Bedingungen für die Arbeiter:Innenklasse
sich verschlechtern.  Während das  ehemals  links-liberale  Bürgertum nach
rechts wandert und dabei teilweise traditionell konservative Kräfte überholt,
sehen  wir  bei  den  rechtspopulistischen  Kräften  Europas  eine  fast  schon
entgegengesetzte  Tendenz,  diese  Kräfte  integrieren  sich  fester  in  den
bürgerlichen Staat und die bürgerliche Politik und werden zum akzeptierten
und  integrierten  Teil  dieser.  Besonders  stark  wird  dies  deutlich  in
Frankreich,  wo  der  ehemalige  Front  National  nun  als  Rassemblement
National viele seiner rechtsradikalen Positionen entschärft um als rechts-
konservative  Partei  breite  Achtung  und  Akzeptanz  der  bürgerlichen
Gesellschaft zu erhalten sowie in Italien, wo die Faschistin Meloni sich nun
als ganz normale rechts-konservative Politikerin darstellt und auch von der
breiten  Masse  der  bürgerlichen  Politik  Europas  so  gesehen  wird.  In
Deutschland ist  dieser Trend noch nicht so deutlich zu sehen,  was wohl
einerseits mit der deutschen Geschichte zusammenhängt, vor allem aber mit
einem anderen  Faktor:  Dem Verhältnis  der  Partei  zum imperialistischen
Konkurrenten Russland.



Eine andere Entwicklung der Rechten in Europa ist nämlich die Spaltung in
zwei  Lager:  pro-ukrainische und pro-russische Kräfte.  Diese  Spaltung ist
jedoch  keineswegs  ideologisch  begründet,  sondern  im  Grunde  eine  rein
taktische.  Während  nämlich  pro-russische  Rechte  wie  AfD  oder
Rassemblement  National  dass  Interesse  der  Teile  ihrer  nationalen
Bourgeoisie vertreten, die sich statt des Bündnis mit dem US-Imperialismus,
der  als  Hegemonialmacht  über  den  NATO-Block  auftritt ,  ein
gleichberechtigtes Bündnis mit dem russischen Imperialismus wünschen, ist
dies für die italienische Rechte nicht sinnvoll, da ihre Bourgeoisie nicht stark
genug ist ein gleichberechtigtes Bündnis mit einem anderen Imperialismus
aufzubauen und es für sie das beste ist sich in EU und NATO zumindest noch
ein paar Stücke des westlich-imperialistischen Kuchens zu sichern, weshalb
sich auch Melonis Fratelli  D’Italia hinter EU, NATO und Ukraine stellen.
Diese  Spaltung  hat  allerdings,  trotz  ihres  rein  taktischen  Charakters,
durchaus  das  Potential,  die  Kooperation  rechter  Kräfte  in  Europa
einzuschränken, so ist das jahrelang stabile Bündnis der Rechtsregierungen
Ungarns und Polens durch unterschiedliche Positionen zum Krieg in  der
Ukraine auseinander gebrochen, während Polen klar und entschieden an der
Seite der Ukraine gegen seinen historischen nationalen Feind Russland steht,
sympathisiert  Ungarn,  das  selber  Anspruch  auf  eine  ukrainische  Provinz
erhebt, nach wie vor mit Putin. Eine Dynamik hingegen zieht sich durch alle
bürgerlichen Kräfte, ganz gleich ob pro-russisch oder pro-ukrainisch, liberal,
konservativ  oder  rechtspopulistisch:  Der  Trend  in  der  Krise  zu  einer
autoritären Politik zu greifen. Aufrüstung nach außen geht meistens auch mit
einer  Aufrüstung  nach  innen  einher.  So  greift  der  ukrainische  Staat  im
Kriegszustand  auf  ein  Verbot  jeglicher  politischer  Opposition  zurück,
während  Russland  versucht,  jedes  Aufkommen einer  Antikriegsbewegung
durch scharfe Repression im Keim zu ersticken. In Deutschland und anderen
westlichen  EU-Ländern  pocht  das  Kapital  stattdessen  angesichts  einer
sozialpartnerschaftlich  ausgerichteten  Arbeiter_innenbewegung  auf  die
„Nationale  Einheit“:  die  Bevölkerung  soll  für  die  deutschen  Kriegspläne
frieren und die Gewerkschaften sollen ihre Lohnforderungen so gering wie
möglich ansetzen. Die harte Repression gegen kämpferischere Streiks wie
derjenige  der  Hamburger  Hafenarbeiter_innen  oder  gegen  die
Klimabewegung macht jedoch deutlich, wie das Kapital vorzugehen gedenkt,



wenn die Arbeiter_innenklasse sich weigert, die Krisenkosten zu zahlen. So
lassen  sich  bereits  auf  Länderebene  Verschärfungen  der  Polizeigesetze
erkennen, deren bundesweite Ausweitung bei einem Anstieg von Protesten
wahrscheinlich ist.

Inflation ohne Ende?

46. Die Inflationsrate in Deutschland lag im September bei rund 10 Prozent.
Die  stärksten  Preisanstiege  finden  sich  bei  Lebensmitteln  (insbesondere
Obst,  Gemüse  und  Milchprodukte),  Energiekosten,  Mieten,  sowie
Freizeitkonsumgütern. Die massiven Teurungsraten stellen deshalb  längst
nicht  mehr  nur  tiefe  Einschnitte  im  Alltag  von  Jugendliche  und
Geringverdiener_innen dar, sondern auch bei mittleren Einkommen und der
Arbeiter_innenaristokratie und dem Kleinbürgertum.

47. Während die Bevölkerung für den Frieden frieren und verzichten soll,
sorgt die Ampelkoalition dafür, dass Verluste der großen Unternehmen so
gering  wie  möglich  ausfallen.  Obwohl  die  „Entlastung  der  Gering-  und
Mittelverdiener“ von Anfang an in aller Munde war, stellten Gasumlage und
Tankrabatt lediglich Subventionen an die Energieindustrie dar. Des Weiteren
wurden  mehrere  milliardenschwere  Entlastungspakete  auf  den  Weg
gebracht, die gesamte Gesellschaft nach dem „Gießkannenprinzip“ entlasten
sollten.  Selbst  laut  Rechnungen des bürgerlichen Deutschen Instituts  für
Wirtschaftsforschung kamen jedoch 70 Prozent der 10 Milliarden € des 3.
Entlastungspaketes  lediglich  den  oberen  30  Prozent  der  höchsten
Gehaltsklassen  zugute.

48. Anhaltende Proteste haben die Ampel bereits stark unter Druck gesetzt
und  zu  kleinen  Nachbesserungen  sowie  zur  Rücknahme  der  Gasumlage
veranlasst.  Das  Potenzial  des  „heißen  Herbstes“  eine  soziale
Massenbewegung  zu  werden,  wird  jedoch  aktuell  vor  allem  von  Rechts
genutzt. Besonders bildlich wurde dies beispielsweise am 8.10. in Berlin, als
sich unter dem Slogan „Löhne rauf – Preise runter“ ca. 120 Menschen in
Berlin-Wedding versammelten, während ca. 15 000 Menschen unter Führung
der AfD mit  Slogan „Unser Land zuerst“ durch das Stadtzentrum zogen.
Während  linke  Kräfte  daran  scheitern,  eine  klare  Position  zum  Krieg



einzunehmen  und  die  Ampel  für  ihre  unsoziale  Kriegstreiberpolitik
anzugreifen erscheinen die rechten durch ihre konsequente Ablehnung der
Sanktionen als glaubwürdigste Vorkämpfer gegen die soziale Verwerfungen
der Inflation.

49. Da wir 2 Ortsgruppen in Ostdeutschland haben, soll an dieser Stelle noch
einmal ein Blick auf die spezielle Lage vor Ort geworfen werden. Laut dem
INSA-Meinungstrend vom 26.9. ist die AfD stärkste Kraft in Ostdeutschland.
Zehntausende  sind  dort  im  Zuge  der  aktuellen  Proteste  unter  offener
Beteiligung von Faschist_innen wie dem III. Weg oder den Freien Sachsen
auf  der  Straße  gegangen.  In  Ostdeutschland  sind  aufgrund  der
Deindustrialisierung nach der Annektion der DDR mehr Menschen prekär,
fühlen  sich  abgehengt  und  fremdbestimmt.  Der  Braunkohleausstieg,  die
Inflation sowie die ungeklärte Zukunft der Ölraffinieren verbreiten eine nicht
unberechtigte Angst vor einer Deklassierung 2.0. Zudem ist die Wirtschaft
traditionell stärker strukturell auf Russland ausgerichtet (siehe zum Beispiel
PCK-Raffinerie  in  Schwedt,  selbst  die  CDU-Sachsen  vertritt  viel  pro-
russischeren Kurs als  die  Bundespartei).  Auch ideologisch wird Russland
aufgrund der DDR-Sozialisierung weniger als Feind betrachtet.

50. Angesichts der rechten Führung über die sozialen Proteste trauen viele
den großen breiten Gegenprotesten von Unteilbar etc. hinterher. Wir sehen
aktuell jedoch deutlich, dass der Slogan „einfach alle zusammen solidarisch
und ,unteilbar‘ gegen die AfD“ in Krisensituationen bei Abwesenheit einer
klaren eigenen linken Perspektive nicht mehr funktioniert. Die Trägheit und
Vorsicht  der  Linken  eine  eigene  Perspektive  aufzuwerfen,  überlässt  den
Rechten das Feld. Ähnlich haben wir es bereits in der Corona-Krise erlebt,
als  die  Abwesenheit  einer  kämpferischen  und  gegen  die  Regierung
gerichteten  Zero-Covid-Bewegung  eine  politische  Lücke  eröffnet  hat,  die
Querdenken füllen und sich als Fundamentalopposition präsentieren konnte.

51. Aktuelle Ansätze in der radikalen Linken wie die „Dont Pay“-Kampagne (á
la klauen im Supermarkt und den Armen geben) verurteilen wir zwar nicht
moralisch aber politisch als individualistisch und kleinbürgerlich. Darüber
hinaus kommen lokale linke Kleinstbündnisse in einigen Städten kaum dazu,
unter  zaghafter  Beteiligung  einzelner  lokaler  Gewerkschaftsgliederungen



über ihre eigenen Unterstützer_innenkreise hinaus zu mobilisieren.

Die Genug ist Genug Kampagne sieht sich selbst als eine Plattform, welche
als „Brücke“ zwischen Straßenprotesten und Gewerkschaften fungieren will.
Angeführt wird die Kampagne in Deutschland vom reformistischen Jacobin-
Magazin  und  Teilen  des  Ver.di  Gewerkschaftsapparats.  Auch  wenn  die
Kampagne  bisher  nicht  über  Internetaktivismus,  lokale  Rallyes,
Arbeitsgruppen  zur  Verbreiterung  der  Initiative  und  reformistische
Minimalforderungen  hinausgeht  (zum  Beispiel  werden  die  Fragen  nach
Arbeiter:innenkontrolle  des  Energiesektors,  der  Positionierung zum Krieg
und  den  Sanktionen  bewusst  ausgeklammert),  bietet  sie  aufgrund  ihrer
Einbindung von Gewerkschaften und ihres  internationalen Charakters  im
Vergleich zu anderen Antikrisenbündnissen bisher das größte Potential für
den Ansatz des Aufbaus einer linken Antikrisenbewegung. Sie könnte sich in
Zukunft in eine vielversprechende Richtung entwickeln, ist es zum jetzigen
Punkt  jedoch  nicht .  Entscheidungen  werden  mit  Tei len  des
Gewerkschaftsapparats geheim und undemokratisch gehalten. Während sie
auf den Rallys mit starken, klassenkämpferischen Reden glänzten (in Berlin
rief der BSR (Stadtreinigung) für die kommende Tarifrunde beispielsweise
zum Generalstreik auf) hält sich die Führung mit so etwas bewusst zurück.
Mehr noch als das: interessierte, potentielle Aktivist_innen werden bis jetzt
in ineffektiven Organizing-Arbeitsgruppen verheizt, wodurch der tatsächliche
Aufbau einer Antikrisenbewegung sogar noch erschwert wird. Aktuell scheint
die Kampagne in Deutschland also nicht an ihre Erfolge in UK anknüpfen zu
können. Im Gegensatz zu den Protesten in UK stützt sie sich hierzulande
nämlich  nicht  auf  kämpferische  Streiks,  sondern  wird  lediglich  von
Gewerkschaftsfunktionär_innen  aus  verdi  und  GEW  unterstützt,  die  die
Kampagne  ihren  Mitgliedern  gegenüber  als  Feigenblatt  für  Aktionismus
gegen die Inflation nutzen.

Revolut ionäre  müssen  mit  dem  Slogan  einer  europaweiten
Antikrisenkonferenz in  die  Kampagne intervenieren und diese nach links
treiben, bei gleichzeitiger Integration weiterer Gewerkschaftsgliederungen.
In den Gewerkschaften müssen wir erkämpfen, dass diese die Forderungen
von „Genug ist  genug“ nicht  nur dem Papier  unterstützen,  sondern ihre



Betriebsgruppen  aktiv  über  die  Vertrauensleute  mobilisieren.  Unsere
wichtigen Forderungen zur Inflation sind die Einführung Preisdeckeln unter
Arbeiter_innenkontrolle, die gleitende Skala zur Anpassung von Löhnen und
Sozialleistungen an die Inflation, die Öffnungd er Geschäftsbücher und eine
Übergewinnsteuer  sowie  die  Enteignung  der  Energiekonzerne  unter
Arbeiter_innenkontrolle.

Diesen allgemeinen Forderungen müssen sich  für  die  Jugend spezifische
Forderungen anschließen, da Inflation und damit verbundene Krisen sich
Jugendlichen  gegenüber  besonders  hart  und  aussichtslos  zeigen.  Einige
zentrale  Punkte  hierbei  sind:  kostenloses  Mittagessen  an  Schulen  und
Kontrolle von Schüler*innen über Auswahl und Preise des Mensasortimentes,
finanzielle  Unterstützung  von  Jugendlichen  (z.B.  für  Freizeitangebote),
besondere Unterstützung von Familien, der Inflation angepasste und faire
Löhne sowie garantierte Übernahme für Azubis, außerdem die Forderung
nach kostenlosem ÖPNV und einer starken Jugendbewegung, die an der Seite
der Arbeiter_Innen gegen Krieg und Krise kämpft.

Gewerkschaften in der Krise

52. Der DGB fungiert aktuell nicht als Organ des Klassenkampfes, sondern
durch  seine  Politik  der  Sozialpartnerschaft  (kooperativer  Ausgleich  der
Interessen von Kapital und Arbeit) als Stütze der bürgerlichen Herrschaft.
Sowohl  in  der Coronakrise,  in  der Klimakrise,  im Ukraine-Krieg und zur
Inflation nimmt er keine fundamentale Oppositionshaltung zur Politik der
Bundesregierung  ein.  Die  Beteiligung  des  DGB  an  der  „konzentrierten
Aktion“,  in  der  ein  Konsens  mit  Unternehmer_innenverbänden  zur
Bekämpfung der Inflation gefunden werden soll, ist nur ein Ausdruck davon.
Ebenso  die  Tatsache,  dass  der  DGB  seine  historisch  gewachsene
antimilitaristische Haltung gegenüber dem Aufrüstungsvorhaben der Ampel
aufgegeben  hat.  Es  gab  keine  Ablehnung  dessen  von  Seiten  des  DGB,
lediglich  den  müden  Verweis,  dass  die  Aufrüstung  nicht  zulasten  von
Sozialem,  Gesundheit  und  Bildung  finanziert  werden  dürfe.  Auf  hohe
Lohnforderungen wird zugunsten des Sicherung des Wirtschaftsstandortes
Deutschland und aufgrund der angeblichen Gefahr einer „Lohn-Preis-Spirale“
ebenso  verzichtet,  wie  auf  politische  Streiks  angesichts  der  vielfachen



Krisenlagen. Stattdessen gibt es Einmalzahlungen (siehe Abschluss IGBCE
und müde Lippenbekenntnisse gegen den Klimawandel).

5 3 .  D i e s e  s t a a t s t r a g e n d e  H a l t u n g  d e s  D G B  b r i n g t  d i e
Mitgliedsgewerkschaften angesichts  sich  zuspitzender  Krisenlagen in  den
Lebenswelten der Gewerkschaftsmitglieder in eine fundamentale Krise. Viel
zu  lange  hat  sich  der  DGB  als  verlässlicher  Partner  für  das  Kapital
präsentiert,  die  Mitgliedschaft  ruhiggestellt  und dafür  in  wirtschaftlichen
Aufschwungperioden  Tariferhöhungen  für  Kernsektoren  und
Stammbelegschaften  (=  Arbeiter_innenaristokratie)  herausgeholt.  In
Krisenzeiten, in denen es jedoch selbst für die sogenannten Kernsektoren
kaum noch etwas abzuschöpfen gibt, gerät diese Politik in akute Bedrängnis.
Zusätzlich  geraten  die  Gewerkschaftsbürokraten  der  großen  DGB-
Gewerkschaften  durch  kämpferisch  auftretendere  Spartengewerkschaften
unter Druck (siehe Cockpit oder GDL). Als Folge erlebt der DGB aktuell einen
massiven  Mitgliederschwund.  Im Jahr  2021  (aktuellste  Zahlen)  verließen
über 2 Prozent der Gesamtmitgliedschaft ihre jeweiligen Gewerkschaften (am
meisten bei  IG Metall  und verdi).  Gleichzeitig gehen die Rechten immer
aggressiver auf Stimmenfang unter Gewerkschafter_innen, sodass die AfD in
einigen  Betrieben  sogar  bereits  eine  absolute  Mehrheit  unter
Gewerkschaftsmitgliedern  verzeichnen  kann.  Der  Apparat  versucht  sich
deshalb  mit  verzweifelten  und  halbherzig  geführten  „Organizing“-
Kampagnen  zu  erneuern  und  Mitglieder  zu  gewinnen.

54. Dabei braucht es auch über rein tarifliche Forderungen hinausgehende
Forderungen der Gewerkschaften, da die aktuellen Krisen (Corona, Klima,
Krieg,  Inflation)  und  die  Tiefe  mit  der  sie  sich  auf  den  Alltag  von
Lohnabhängigen  auswirken,  die  traditionelle  ökonomistische
Selbstbeschränkung der Gewerkschaften in Frage stellen. Ferner liegen für
die kommenden Tarifauseinandersetzungen von IG-Metall und verdi aktuell
nur Forderungen auf dem Tisch, die knapp über der aktuellen Inflationsrate
liegen. Nach den Verhandlungen sind also Reallohnverluste zu erwarten. Der
kämpferische  Streik  der  Hamburger  Hafenarbeiter_innen  konnte  die
Bürokratie  dagegen zeitweise vor  sich hertreiben und bildete dabei  eine
Ausnahme.  Es  wird  immer  deutlicher,  dass  der  bürokratische



Gewerkschaftsapparat  das  eigentliche  Problem ist,  der,  um seine  eigene
privilegierte Stellung zu erhalten, gewerkschaftliche Kämpfe ausbremst. Was
wir  brauchen  ist  deshalb  kein  Organizing  für  einen  erneuerten
Gewerkschaftsapparat, sondern eine kämpferische Gewerkschaftsopposition,
gestützt  auf  basisdemokratische  Betriebsgruppen,  die  selbst  über
Forderungen und Kampfmittel entscheiden, sowie Wähl- und Abwählbarkeit
von  Delegierte  entsenden.  Verknüpft  werden  muss  dies  mit  einem
gewerkschaftlichen  Aktionsprogramm  des  Klassenkampfes  (statt
Sozialpartnerschaft)  gegen  die  Abwälzung  der  Krisenkosten  und  der
kommenden Rezession auf  die  Beschäftigte.  Die VKG bildet  einen ersten
Ansatzpunkt dafür.

War’s das mit der Linkspartei?

55. Die traurige Lage der Linkspartei ist geprägt von massiven Wahlverlusten
bei der Bundestagswahl. Mit 5 Prozent und über 4 Prozent Stimmverlust ist
sie  noch knapp in  den Bundestag eingezogen.  Ähnlich  schlecht  sind  die
Ergebnisse bei den vergangenen Landtagswahlen. Hauptgrund dafür ist ihre
reformistische  Ausrichtung  und  ihre  falschen  Analyse  des  bürgerlichen
Staates, die es ihr verwehrt einen radikale Kampf gegen die Angriffe der
Regierung zu führen. Zusätzlich ist die Partei durch den inneren Kampf ihrer
Flügel gelähmt.

56.  Kurzzeitige  Hoffnung  machte  die  Proklamation  des  „Heißen  Herbsts
gegen soziale Kälte“, bei dem die Linkspartei in Leipzig ca. 4000 Menschen
mobilisierte.  Diese  Aktion  blieb  jedoch  der  vereinzelte  Höhepunkt  der
„Kampagne“, da die Positionen der jeweiligen Flügel zum Krieg und seinen
Folgen zu unterschiedlich sind, um einen gemeinsamen Kurs vorzuschlagen.
Der  Flügel  der  sogenannten  „Regierungssozialist_innen“  will  dabei  nur
verhalten  Opposition  spielen,  um  sich  weiterhin  als  verlässlicher
Koalitionspartner  zu  präsentieren.  Forderungen  nach  einem  Ende  der
Sanktionen, die ihm von links unter Druck setzen könnten, versucht er dabei
als  „Rechtsoffenheit“  und  „Putinverständnis“  zu  denunzieren.  Der
linkspopulistische  „Aufstehen“-Flügel  um  Sarah  Wagenknecht  versucht
dagegen aktiv Proteste gegen die Inflation zu organisieren. Praktisch scheint
der Flügel dabei zu testen, wie viel Basis er tatsächlich hat, um den Erfolg



eines Bruchs mit der Linkspartei abschätzen zu können. Dabei strebt er eine
Volksfront von Arbeiter_innenklasse und kleineren Unternehmen an, um die
Lasten der Krise abzufedern. Seine Kritik an Sanktionen und der Abwälzung
der Krisenkosten formuliert  er  jedoch nicht  aufgrund von internationaler
Klassensolidarität.  „Aufstehen“  kämpft  für  ein  „sozialeres  Deutschland“,
dessen durch Frieden mit Russland florierende Wirtschaft mehr Spielraum
für Umverteilungspolitik hätte. Die Bewegungslinke will zwar laut eigenen
Aussagen zwar eine Massenbewegung gegen die Regierung aufbauen, traut
sich jedoch nicht die nötige Konfrontation mit anderen Flügeln einzugehen.
Obwohl sie eine Mehrheit im Parteivorstand stellt, hat sie bisher nichts von
ihren eigentlich fortschrittlichen Forderungen umgesetzt. Im Ernstfall haben
ihre Mitglieder bisher auf den Parteitagen mit den Regierungssozialist_innen
gestimmt und damit offenbart, dass sie keinen Kampf um die Partei für ein
sozialistisches und „bewegungsorientiertes“ Programm führen wollen.

57. Die Anzeichen, dass der Wagenknecht-Flügel die Partei verlässt, nehmen
dabei  zu.  Dies  sieht  man an  den  Streitereien  innerhalb  des  Hamburger
Landesverbandes  oder  beispielsweise  dem  Schreiben  des  NRW
Landesvorstandes, bei dem der gesamte Vorstand sich nicht zur Wiederwahl
bereit erklärte und ihre Erklärung zuerst der Presse zuschickte und dann den
eigenen Strukturen. Vertreter wie Dieter Dehm, der zwar nicht 100% dem
Wagenknecht-Flügel  zu  zuordnen  ist,  erklärten  zudem  öffentlich  die
Notwendigkeit einer neuen linken Initiative mit den Worten„Es muss eine
Kraft  antreten,  die  diesem  Abbruchunternehmen  da  drüben  im  Karl-
Liebknecht-Haus  eine  Alternative  entgegensetzt“.  So  kann  es  sein,  dass
gerade  im  Hinblick  auf  die  Europa-Wahl  2024  sich  dieser  Teil  aus  der
Linkspartei verselbständigt um sich dort eigene Posten zu sichern. Sollte der
Flügel rund um Wagenknecht und Populäre Linke die Partei im aktuellen
Zustand verlassen, wird dies die Zersetzungserscheinungen beschleunigen.
Praktisch bedeutet das ein weiteres Schrumpfen der Linkspartei, da schon
jetzt  mehr  und  mehr  Aktivist:innen  durch  die  andauernde  öffentliche
Schlammschlacht  zwischen  Parteiführung  und  Bundestagsfraktion  bei
gleichzeitigen Ausbleiben von Erfolgen demoralisiert sind, von Wähler:innen
ganz zu schweigen.



Der interne Machtkampf ist dabei von der Idee geprägt, dass der „stärkere“
Flügel den anderen in Schach hält, da viele – inbesondere Vertreter:innen
der Bewegungslinken (und M21-Mitglied) wie Christine Buchholz, der Idee
nachhängen, dass eine weitere Spaltung zur Irrelevanz der Partei  führen
würde. Dies stimmt nur bedingt. Hätte es früher eine klare Abtrennung der
populistischen  Politik  gegeben,  verbunden  mit  einem  Rausschmiss
Wagenknechts  hätte  so  eine  Handlungsfähigkeit  der  Partei  unter  einem
positiven Vorzeichen hergestellt werden können. Dies wäre auch jetzt noch
möglich, nur setzt man eher auf Blockaden statt inhaltlicher Diskussion und
gemeinsame  Mobilisierungen  aus  Angst  mehr  Leute  an  das  gegnerische
Lager zu verlieren wie man an der Praxis in Leipzig sehen konnte. Dort
iniitierte Sören Pellmann (einer der drei Gründe warum die Linke überhaupt
noch im Bundestag ist) Anfang September einen Protest gegen die Inflation,
nur  um  im  Oktober  bei  der  Aktion  organisiert  von  Juliane  Nagel  und
Katharina König-Preuss nicht reden zu dürfen.

Klimabewegung in der Sackgasse

58.  In  den  letzten  Jahren  gab  es  gewaltige  internationale  Proteste  der
Klimabewegung.  Trotzdem  wurden  keine  relevanten  politischen
Verbesserungen erreicht. Der Ausstoß von Treibhausgasen hat sich sogar
erhöht (abgesehen von dem Lockdownjahr 2020). Folglich befindet sich die
Klimabewegung in  einer  Sackgasse.  Alle  bisher  angewandeten Methoden
waren anscheinend unzureichend, um etwas zu verändern. NGO´s und die
Grünen  haben  sich  spätestens  seit  dem  Kohleverlängerungsgesetz  als
unfähig  gezeigt  wirklich  etwas  für  das  Klima  zu  tun.  Die  freitäglichen
Schulstreiks von FFF gibt es schon lange nicht mehr, die Aktionstage werden
immer  kleiner.  Auch  die  Waldbesetzungen  haben  sich  als  symbolische
Aktionen  einer  scheinradikalen  Minderheit  ohne  größere  Bedeutung
entpuppt.  Das  Gleiche  gilt  im Grunde genommen für  das  Bündnis  Ende
Gelände, welches nicht über ein reformistisches Programm und symbolisches
Eventhopping hinausging. Die Aktionen von „die letzte Generation“ oder XR
konnten nur Arbeiter_Innen ärgern, die zur Arbeit wollten, nicht jedoch die
Regierungen zum Umdenken bewegen. Keine der genannten Bewegungen
und Organisationen hat eine Verbindung zur Arbeiter_Innenklasse gesucht,



obwohl ihre Streikmacht alleine Druck auf Regierung und Kapital ausüben
kann.  Zum  Teil  wurde  ein  Schulterschluss  zur  Klasse  sogar  abgelehnt,
obwohl er sich aufgedrängt hat, wie z.B. rund um die Ende Gelände Proteste
in Hamburg,  die  parallel  zu dem beeindruckenden Streik  im Hamburger
Hafen stattfanden.

59. Die Ampelkoalition, bürgerliche Medien und Teile der kleinbürgerlich
geprägten  Umweltbewegungen  nutzen  den  Ukrainekrieg  und  die
Wirtschaftskrise als Grund, um Investitionen in grüne Technologien, Green
New Deal und Umweltfragen in den Hintergrund zu schieben. Während es
massive  Investitionen  in  Aufrüstung  und  zur  Unterstützung  von
Unternehmen  gibt,  wird  uns  weisgemacht,  diese  Depriorisierung  von
Klimafragen wäre alternativlos, weil andere Krisen im Vordergrund stünden.
So kommt es, dass Atomkraft wieder im Gespräch ist und Kohlekraftwerke
länger  laufen  sollen,  als  bisher  geplant,  während  ein  Aufschrei  der
Klimabewegung  und  große  Mobilisierungen  ausbleiben.  Teile  der
Umweltbewegung gehen auch so weit, den Kurs der Regierung nicht nur
passiv  mitzutragen,  sondern  den  Krieg  des  Westens  gegen  Russland  zu
unterstützen und ihn als Chance eines Ausstieges aus fossilen Brennstoffen
zu sehen (z.B. in Teilen von FFF). Das Dogma von Luise Neubauer: „Wir
haben eben Krieg,  dann gibt  es  halt  eine unpopuläre Politik“,  setzt  sich
durch.

Radikale Linke und Klimabewegung

60. Das Mobilisierungspotenzial  der radikalen Linken stagniert weiterhin.
Hauptgrund  dafür  ist  die  Abwesenheit  von  klaren  Positionen  (oder  gar
Kampagnen)  zu  den  drängenden  Fragen  der  Zeit:  Ob  Corona-Krise,
Klimakrise,  Krieg,  Rassismus,  Inflation  oder  Frauenbefreiung.  Eine
Hauptursache stellt dabei die Führungskrise der Arbeiter_innenklasse und
ihre Abwesenheit als ein in den Verlauf der Geschichte eingreifendes Subjekt
dar. Vorherrschende reformistische oder postmoderne Ansätze bieten keine
Antworten auf die drängenden Krisen und machen die Gruppen der radikalen
Linken unfähig, über isolierte Großmobilisierungen hinaus eine Bewegung
aufzubauen (siehe Black Lives Matter, EG, Frauen*streik, …).



61.  Die  Interventionistische  Linke  steckt  als  größte  „linksradikale“
Organisation in einer tiefen Krise (3 Ortsgruppen sind ausgetreten), die auf
andere sich an ihr orientierende kleinere Gruppen abfärbt. Ihr pluralistisches
Aufbaukonzept  und  ihre  Taktik  der  „breiten  zivilgesellschaftlichen
Bündnisse“ scheinen angesichts der aktuellen Herausforderungen nicht mehr
zeitgemäß und unfähig, praktisch in das Geschehen einzugreifen. Ferner hat
sich ihre politische Erwartung der Herausbildung eines weltumspannenden
Empires  (siehe  Antonio  Negri)  angesichts  der  Blockbildung,  der
Deglobalisierungstendenz  und  verschärfter  bürgerlicher  Angriffe  nicht
bewahrheitet, was die Organisation auch in eine programmatisch-politische
Bedrängnis gebracht hat.

62. Das traditionell-stalinistische Milieu (SDAJ, DKP, MLPD) wurde empirisch
in seiner Proklamation der friedliebenden Ambitionen Putins widerlegt (DKP-
Slogan  im  Januar  2022:  „Denkst  du  der  Russe  will  Krieg?“)  und  hat
Schwierigkeiten  angesichts  der  neuen  globalen  Kräftekonstellation  eine
Position herauszubilden. Die Kommunismuskonferenz der Kommunistischen
Organisation blieb mit 200 Teilnehmer_innen hinter den Erwartungen einen
Umgruppierungsprozess anzustoßen zurück, sollte jedoch weiter beobachtet
w e r d e n .  D i e  t r a d i t i o n e l l  m a o i s t i s c h  a u s g e r i c h t e t e n
Migrant_innenorganisationen  haben  noch  wie  vor  eine  große
Mobilisierungskraft  in  den  jeweiligen  Diaspora-Communities.  Sie  stehen
jedoch  vor  dem Problem,  dass  gerade  das  Bewusstsein  von  Jugendliche
stärker durch ihre Klassenlage und die damit verknüpfen Alltagsprobleme
bestimmt wird, als die Diasporapolitik der Organisationen ihrer Eltern.

63. Positiv zeichnet sich ab, dass die Forderung nach Vergesellschaftung von
Unternehmen  an  Popularität  gewonnen  hat  (siehe:  800  Menschen  bei
Vergesellschaftungskonferenz).  Der  erfolgreiche  Volksentscheidung  von
„Deutsche  Wohnen  und  Co.  enteignen“  in  Berlin  hat  sicherlich  dazu
beigetragen  und  zeigt  zugleich  dessen  Probleme  auf.  So  gilt  es  in  der
kommenden Konferenzperiode einen ideologischen Kampf um die Frage zu
führen, ob diese Vergesellschaftung über Art. 15 des Grundgesetzes vor dem
Gericht erstritten oder über politische Streiks in den betreffenden Betrieben
durchgesetzt  werden  muss.  Ebenso,  ob  die  Kontrolle  über  die



Vergesellschaftung in der Hand einer „Anstalt öffentlichen Rechts“ oder den
Beschäftigten  liegt.  Die  Forderung  nach  einer  Vergesellschaftung  des
Energiesektors gewinnt aktuell  in der Klimabewegung an Popularität und
bildet  ein  vielversprechendes  Bindeglied  zur  Antikrisen-  bzw.  Anti-
Inflationsbewegung.

Lage der Jugend in Deutschland

64. Die Inflationsrate ist für Jugendliche bis zu 4 mal höher. Jugendliche
haben in den meisten Fällen kein oder nur ein sehr geringes Einkommen.
Bereits im Zuge der Pandemie haben viele ihre Nebenjobs verloren oder
werden sie Blick auf die zu erwartende Rezession verlieren. Gleichzeitig sind
die Preise von Waren, die verstärkt von Jugendlichen konsumiert werden,
besonders  stark  angestiegen.  Beispielsweise  sind  die  Preise  für  linierte
Blöcke (brauch man in der Schule) um 13% angestiegen. Viele können sich
das Mensaessen nicht mehr leisten oder müssen auf Brötchen mit Ketchup
zurückgreifen. Da neben sinkenden Einkommen und teureren Konsumgütern
ebenso  Mieten  und  Nebenkosten  drastisch  angestiegen  sind,  werden
Jugendliche  in  Deutschland  in  der  kommenden  Konferenzperiode  noch
stärker  an  den  elterlichen  Haushalt  gebunden  bleiben.

65.  Dies trifft  noch stärker auf  migrantisierte Jugendliche zu,  die zudem
teilweise in prekären und repressiven Familienstrukturen gezwungen sind,
die  eigene  Familie  noch  finanziell  durch  Nebenjobbing  zu  unterstützen.
Polizeigewalt  ist  ferner  weiterhin  ein  Thema,  was  nicht  aus  den  Leben
migrantisierter Jugendlicher wegzudenken ist. Allein im August 2022 haben
rassistische  Polizist_innen  sogar  4  migrantisierte  Menschen  erschossen.
Jugendliche  mit  russischem Migrationshintergrund werden  in  der  Schule
oder in Peergroups verstärkt bloßgestellt und in Rechtfertigungsdruck für
einen Krieg gebracht, für den sie nichts können.

66. Schüler_innen werden angesichts der geplanten Bildungskürzungen in
einigen Bundesländern besonders am Anwachsen der Klassengrößen sowie
am Ausfall von Unterricht bei gleichbleibenden Leistungserwartungen durch
den Lehrer_innenmangel zu leiden haben. Ferner ist zu erwarten, dass die
Schulen  im  Winter  von  einer  erneuten  Covid-Welle  erfasst  werden,  zur



starken Belastung für die Jugendlichen und ihre Familien werden wird. Dabei
ist Long-Covid eine Folgeerkrankung auf eine Covid-Infektion von der viele
Jugendliche betroffen sind, auf die in der Schule aber keinerlei Rücksicht
genommen wird.

67. Auch die Einkommen von Azubis und Studierenden werden weiter durch
d i e  I n f l a t i o n  s c h r u m p f e n ,  d a  w e d e r  B A f ö G  n o c h
Mindestauszubildendenvergütung  an  die  Inflation  angepasst  werden.
Gleichzeitig werden sie beim Berufseinstieg mehr Schwierigkeiten haben, da
Unternehmen mit Blick auf eine Rezession weniger Menschen einstellen oder
geringere Löhne zahlen. Für Azubis sinken dabei die Übernahmechancen
massiv ab.

68.  All  dies  hat  erhebliche  Auswirkungen  auf  das  Bewusstsein  von
Jugendlichen.  Politisierte  Jugendliche  aus  der  Generation  Z  und  jünger
kennen eigentlich  keine  Welt  mehr  ohne existenzbedrohende Krisen und
wurden  zwischen  Klimakrise,  Corona-Krise,  Ukrainekrieg  und
Wirtschaftskrisen  sozial is iert .  Laut  einer  Studie  des  Forsa
Meinungsforschungsinstituts haben 72 Prozent der unter 30 Jährigen große
Angst vor der Inflation. Damit sind sie die Altersgruppe, der die Inflation die
meisten  Sorgen  bereitet.  Die  Coronapandemie  bereitet  laut  der  Studie
dagegen  nur  30% Sorgen,  was  vermutlich  an  einer  Gewöhnung  an  den
Krisenzustand sowie der Angst vor weiteren Schulschließungen liegt. Der
Ukraine-Krieg  und  die  Klimakrise  bereiten  jeweils  50  %  der  befragten
Jugendlichen Sorgen. Über 50 % lehnen jedoch eine stärkere Einmischung
Deutschlands in  den Krieg ab.  Wachsende Ängste,  Einschnitte  durch die
Coronapandemie, eine verschärfte Konkurrenz um Arbeitsplätze, Schulnoten
und soziales Prestige sowie gestiegene Leistungserwartungen verursachen
einen Anstieg von psychischen Erkrankungen bei Jugendlichen um über 20
Prozent.  In  dieser  dauerhaft  krisenhaften  und  oft  hoffnungs-  und
perspektivlosen Lage gilt es, Perspektiven aufzuzeigen und Antworten auf
bestehende  Probleme  und  Krisen  zu  bieten,  auch  solche,  die  sofortige
Verbesserung der Lage bewirken.


